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Vom Kampfrecht zum Gemeinschaftsrechi 
der deuischen Arbeit. 


Ein Jahr reichsdeuisches Arbeitsordnunösöeseiz. 
Von Dr. Franz Goerrig, Lohmar (Siegkreis). 


Die Auswirkung des Gesetzes zur Ordnung der 
nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 tritt besonders 
deutlich in Erscheinung, wenn man aus Anlaß des 
Jahrestages des Gesetzeserlasses in der Gewerk- 
schafts-, Arbeitgeberverbands-, Tages- und Wirt- 
schaftspresse der Jahre 1920 bis 1930 blättert. Fast 
in jeder Nummer der Zeitungen und Zeitschriften 
dieser Zeitspanne stößt der Leser auf Berichte über 
Streiks, Aussperrungen, Tarifkämpfe oder Betrach- 
tungen über die rechtliche Bedeutung, die wirtschaft- 
liche Auswirkung und die sozialpolitische Ausgestal- 
tung des Arbeitskampfrechtes. Die freien Gewerk- 
schaften betrachteten den Streik nicht als ein soziales 
Uebel, sie sahen in ihm auch kein Fehderecht, son- 
dern „eine Rechtsquelle, die sie als letztes Mittel 
weiter ausbauen wollten“. 


Wie sich jedoch Streiks und Aussperrungen prak- 
tisch auswirkten, wird beleuchtet durch die Arbeits- 
kampfstatistiken, wie sie seit dem Jahre 1920 im 
Reichsarbeitsblatt veröffentlicht wurden. Danach 
gingen beispielsweise im Jahre 1921 26316 390 Arbeits- 
tage, im Jahre 1922 sogar 28894434 und im Jahre 
1924 36023143 Arbeitstage durch Streiks und Aus- 
sperrungen verloren. Dabei sind die Arbeitsausfälle 
infolge der politischen Arbeitsbewegungen gar nicht 
eingerechnet, sondern nur die rein sozialpolitisch- 
wirtschaftlichen Arbeitskämpfe einbezogen. Es gingen. 
also beispielsweise im Jahre 1924 die Arbeitstage 
für 120000 Arbeiter- und Angestelltenfamilien wäh- 
rend eines ganzen Jahres verloren. Die Auswirkung 
der Arbeitskämpfe blieb natürlich nicht auf die Ver- 
dienstausfälle der Arbeiter und Angestellten be- 
schränkt, sondern es kamen die bei manchen Arbeits- 
kämpfen bedeutend höheren wertmäßigen Produk- 
tionsausfälle und Erschütterungen des deutschen 
Wirtschaftslebens ‚hinzu. Der lachende Dritte war 
vielfach zum Schaden. der Nationalwirtschaft die aus- 
ländische Konkurrenz. 


Dabei standen die finanziellen Vorteile, die dem- 
jenigen erwuchsen, der im Arbeitskampfe obsiegte, 
fast niemals in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Kosten des Arbeitskampfes. Auf Monate, manch- 
mal auf Jahre hinaus, gingen die durch Streik her- 
ausgeholten pfennigmäßigen Lohnerhöhungen durch 
die Verdienstausfälle und Aufwendungen im Arbeits- 
kampf verloren und die Industrie mußte meist das, 
was sie an geforderten Lohn- oder Gehaltserhöhungen 
einsparte, mit einem größeren Ausfall an Produk- 
tionserlösen bezahlen. 


Wenn gleichwohl die freien Gewerkschaften den 
Streik wie den Arbeitskampf überhaupt nicht als 
soziales Uebel, sondern als „weiter auszubauende 
Rechtsquelle“ betrachteten, so gingen sie dabei von 
der irrigen Auffassung aus, daß im sozialen Leben 
ein Fortschritt nur dadurch zu erzielen ist, daß man 
auf die Gefahr des eigenen Weißblutens hin von der 
Gegenseite soziale Zugeständnisse erpreßt. Begünstigt 
wurde eine solche Auffassung allerdings durch die 


damalige grundsätzliche Einstellung des Staates und 
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der Parlamente zur Sozial- und Wirtschaftspolitik. 
Weil man damals sozialpolitische Gesetze und Ver- 
ordnungen und Regierungsmaßnahmen nur erzielen 
konnte, wenn „es brannte“, d. h. wenn durch große 
Arbeitskämpfe die Staatsruhe und Staatssicherheit 
gefährdet erschien, oder wenn die Parlamentsparteien 
sich auf entsprechende Kompensationsobjekte geeinigt 
hatten, ist es verständlich, daß die Gewerkschaften 
dazu neigten, durch größere Arbeitskämpfe den Boden 
für sozialfortschrittliche Gesetze und Verordnungen 
vorzubereiten. In diesem Sinne war tatsächlich das 
Streikrecht eine Quelle der Fortbildung des Arbeits-, 
Tarif- und Sozialrechtes. Diese Quelle war aber zu- 
gleich die Ursache einer ständigen weiteren Ver- 
schärfung der klassenmäßigen Gegensätze. Druck 
löst immer Gegendruck aus und derjenige, der in 
dem einen Arbeitskampf eine Niederlage erlitten 
hatte, behielt das Bestreben, die Scharte bei nächster 
sich bietender Gelegenheit wieder auszumerzen. Der 
Arbeitskampfgedanke war zugleich eine sehr un- 
sichere und unberechenbare Antriebskraft der sozial- 
rechtlichen Fortentwicklung, weil man niemals mit 
einiger Sicherheit voraussehen konnte, wie weit die 
Gegenseite das Parlament und die Regierung auf den 
Druck reagierten oder von welcher Seite aus im 
gegebenen Augenblicke ein wirksamerer politischer 
oder wirtschaftlicher Druck ausgeübt wurde. 

Die wesentliche Neuerung des Gesetzes zur Ord- 
nung der nationalen Arbeit ist die grundsätzliche Ab- 
kehr vom Gedanken des Klassenkampfes und der 
Uebergang zum Gemeinschaftsrecht der deutschen 
Arbeit. Diese Umstellung nimmt das Arbeitsord- 
nungsgesetz nicht in erster Linie dadurch vor, daß es 
den Klassenkampf verbietet und die Betriebs- und 
Volksgemeinschaft befiehlt, sondern dadurch, daß 
es die schaffenden deutschen Menschen im Wege der 
Erzielung von ihrer klassenkämpferischen Einstellung 
abbringt, und daß es zugleich die Ursachen des 
Klassenkampfes abstellt. Bei der Erziehung zum Ge- 
meinschaftsdenken und bei der erzieherischen Ueber- 
windung des Klassenkampfgeistes ist es vor allem 
erforderlich, daß die schaffenden deutschen Menschen 
die Auffassung überwinden, als gebe es nur schlechte 
Menschen und nur Interessengegner. Gemeinschafts- 
geist ist nur dort möglich, wo jeder an die Anständig- 
keit des anderen glaubt und glauben kann. Im 
Gegensatz zu den Klassenkampfparteien geht der 
Nationalsozialismus von der natürlichen Anständig- 
keit und Ehrbarkeit des Menschen und von der 
Möglichkeit aus, auch diejenigen wieder zu brauch- 
baren Gliedern der Gemeinschaft zu machen, die in 
den Zeiten des krassen Individualismus und deg 
Klassenkampfes ein gemeinnütziges Denken und Han- 
deln verlernt haben. Das "Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit beschränkt sich auch nicht auf 
einen theoretischen Appell an ein Handeln im neuen 
Gemeinschaftsgeist, sondern es sucht auch denjenigen, 
die durch Ungerechtigkeiten früherer Zeiten den 
Glauben an soziale Ehrbarkeit und Gerechtigkeit 


verloren haben, diesen Glauben ‘durch die Wieder- 


S. 91.Nr. 6 


mm nn 


herstellung und Sicherung sozialgerechter Betriebs- 
und Wirtschaftsverhältnisse wiederzugeben. 


Auch dieses Bemühen würde jedoch mehr oder 
weniger erfolglos bleiben, wenn die frühere Ein- 
stellung des Staates zur Arbeit beibehalten, also an 
der Auffassung festgehalten worden wäre, daß Wirt- 
schaft und Arbeit etwas Selbständiges und Unan- 
tastbares neben dem Staate wäre, daß die Arbeit in 
erster Linie nur ein individualistisch-kapitalistisches 
Mittel zum Geldverdienen und zur Bestreitung des 
Unterhaltes ist, daß sich im Arbeits- und Wirt- 
schaftsleben die Menschen naturgemäß als Interessen- 
gegner gegenüberstehen müssen und der Staat in 
ihre Beziehungen nur insoweit eingreifen darf, als 
es zur Gewährleistung der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit notwendig ist. Die Umstellung vom Kampf- 
recht auf das Gemeinschaftsrecht der deutschen 
Arbeit wird nur dadurch gewährleistet, daß das 
Arbeitsordnungsgesetz den nationalsozialistischen Ge- 
danken der Volksgemeinschaft auch in allen Konse- 
quenzen auf das Arbeits- und Wirtschaftsleben über- 
trägt. Nach dem Arbeitsordnungsgesetz ist die Arbeit 
als nationalwirtschaftliche Betätigung in der Volks- 
gemeinschaft zugleich ein Ehrenrecht und eine 
Ehrenpflicht jedes schaffenden Volksgenossen. Die 
Arbeit ist „Dienst am Volk“ in volksverbundener Ge- 
meinschaft mit allen anderen Volksgenossen und in 
Gleichberechtigung mit allen übrigen Gliedern der 
Volksgemeinschaft und Nationalwirtschaft. Der Ge- 
meinschaftsgedanke verpflichtet zugleich zur Treue 
und Kameradschaft im Betrieb und in der Volksge- 
meinschaft, zur Betriebs- und Volksverbundenheit. 
Dadurch, daß der Grundsatz der sozialen Ehrbarkeit 
und Gerechtigkeit zur Standesehrpflicht jedes schaf- 
fenden Deutschen erhoben und durch die soziale Ehr- 
gerichtsbarkeit gesichert wird, übt das Arbeitsord- 
nungsgesetz den wirksamsten Appell an die natür- 
liche soziale Anständigkeit aus und festigt damit 
zugleich den wiedergewonnenen Glauben an die 
Ehrbarkeit des anderen. | 


Es ist verständlich, daß der weite Schritt zwi- 
schen dem Arbeitskampfrecht der vergangenen Zeit 
und dem neuen Gemeinschaftsrecht der nationalen 
Arbeit nicht von heute auf morgen in allen Einzel- 
heiten vollzogen werden kann. Wie die Erfahrungen 
des ersten Jahres seit dem Erlaß des Arbeitsord- 
nungsgesetzes beweisen, hat es sich durchaus be- 
währt, daß die Ueberleitung des alten in den neuen 
Rechtszustand in drei Entwicklungsstufen vollzogen 
wurde. $ $ 


Die Spanne zwischen dem Erlaß (20. 1. 34) und 
dem Inkrafttreten (1. 5. 34) des Arbeitsordnungs- 
gesetzes galt der gedanklichen Einstellung 
auf die Grundgedanken des neuen Rechtes der natio- 
nalen Arbeit und der organisatorischen Vorbe- 
reitung des Geltungsbeginnes. Der gewaltige Unter- 
schied zwischen der Gedankenwelt und der Rechts- 
auffassung des Arbeitsordnungsgesetzes ließen eine 
solche Eimfühlungszeit zweckmäßig erscheinen. Der 
Mahnruf an die innere anständige Gesinnung des ein- 
zelnen, an die Motive der Treue, Kameradschaft, Be- 
triebs- und Volksverbundenheit und an das soziale 
Ehrbarkeits- und Gerechtigkeitsgefühl konnte nur 
dann von vornherein wirksam sein, wenn sich jeder 
einzelne mit dem Grundgedanken des neuen Rechtes 
vertraut gemacht hatte. Auch mußten in dieser Zeit 
eine Reihe von Vorurteilen gegen das neue Gesetz 
bei der großen Zahl derjenigen ausgeräumt werden, 
die in der Zeit des Klassenkampfes und des freien 
Spiels der Kräfte den Glauben an eine Zurückstellung 
persönlich-individualistischer Vorteile hinter den Ge- 
sichtspunkten des Gemeinwohls verloren hatten. 
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Auch die Wahl der Vertrauensmänner, der Sachver- 
ständigenausschüsse, die Errichtung der Ehrengerichte 
usw. erforderte eine gewisse Vorbereitungszeit. 

Als richtig erwies sich auch, daß die sich an- 
schließende Zeit vom Inkrafttreten des Arbeitsord- 
nungsgesetzes (1. 5. 1934) bis zum 1. 10. 1934 als 
eine Zeit des praktischen Einlebensindas Arbeits- 
ordnungsgesetz betrachtet wurde. In dieser Zeit sah man 
schonend über manche Unebenheit in der Umstellung 
auf das neue Gesetz hinweg. Dadurch wurde eine 
Einschüchterung und Verbitterung derjenigen ver- 
mieden, die noch nicht sofort den richtigen Ton und 
Geist des neuen Gemeinschaftsrechtes und den Ueber- 
gang aus einer Welt der Gegensätze in echte Be- 
triebs- und Volksgemeinschaft finden konnten. 

Heute befinden wir uns seit dem 1. Oktober 1934 
in der Zeit der vollen Geltung des neuen Rechtes, 
in der jedoch entsprechend dem Sinn des Erziehungs- 
gedankens des Arbeitsordnungsgesetzes auch weiter- 
hin mit Hingabe und Nachdruck an der Vertiefung 
der Grundgedanken des Arbeitsordnungsgesetzes ge- 
arbeitet wird. Ihr dienen die Schulungskurse zum 
Arbeitsordnungsgesetz sowohl für Vertrauensmänner 
als auch für Betriebsführer, Betriebsaufsichtspersonen 
und Gefolgschaftsangehörige. Ihr dient nicht zuletzt 
auch die Arbeit der deutschen Presse, insbesondere 
der Arbeitsfront-Presse. Heute kann und muß auch 
schon zwischen denen unterschieden werden, die 
guten und die schlechtem Willens sind. Jene können 
auch heute noch mit der Milde des mahnenden Er- 
ziehers auf den richtigen Weg gewiesen werden, 
während gegen die Böswilligen die ganze Strenge 
des Ehrengerichtsverfahrens nunmehr zur Anwendung 
kommt. 

Bis zur endgültigen Vollendung und Siche- 
rung der Umstellung vom Arbeitskampfrecht zum 
Gemeinschaftsrecht der deutschen Arbeit ist der Weg 
bedeutend kürzer als der seit dem Erlaß des Arbeits- 
ordnungsgesetzes bereits zurückgelegte Weg. Es er- 
gibt sich dies am deutlichsten aus der Tatsache, 
daß wir im heutigen deutschen Arbeits- und Wirt- 
schaftsleben den Begriff und die Praxis des Streiks 
und der Aussperrung nicht mehr kennen, und daß 
auch die Zahl der Einzelstreitigkeiten wesentlich 
zurückgegangen ist und dort, wo Reibungen inner- 
halb der Betriebe auftreten, sie in der Mehrzahl 
aller Fälle ohne Inanspruchnahme der Arbeitsge- 
richtsbehörden und der sozialen Ehrengerichte durch 
die vermittelnde Tätigkeit der Vertrauensmänner, 
Rechtsberatungsstellen der Deutschen Arbeitsfront 
und der Treuhänder der Arbeit beigelegt werden 
können. Wichtiger noch ist, daß die deutsche Ar- 
beiter- und Angestelltenschaft den Arbeitskämpfen 
der vergangenen Zeit keine Träne nachweint und 
nachzuweinen braucht, weil sie heute nicht mehr um 
sozialgerechte Arbeits- und Tarifbedingungen Ar- 
beitskämpfe bis zur eigenen Erschöpfung zu führen 
braucht. Heute sorgen die Vertrauensräte, die Treu- 
händer der Arbeit und deren Sachverständigenaus- 
schüsse bezw. Sachverständigenbeiräte beizeiten und 
aus eigenem Antriebe für eine Regelung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen im Sinne sozialgerechter Be- 
triebs- und Volksverbundenheit. Daß diese neuen, 
von den Treuhändern der Arbeit geschaffenen und 
überwachten Tarifordnungen sozialfortschrittlicher 
als die früheren, im Klassenkampf durchgesetzten 
Arbeitsbedingungen sind, zeigt ein Blick in den Teil 
VI des Reichsarbeitsblattes, in welchem die neuen 
Tarifordnungen laufend veröffentlicht werden. Daß 
diese neuen besseren Arbeitsbedingungen nicht mit 
den Opfern der Arbeitskämpfe errungen zu werden 
brauchen, kommt der gesamten deutschen Volks-, 
Sozial- und Wirtschaftsgemeinschaft zugute. 
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Polens Siraßenbauprobleme. 
Von Dr. Walter Puttkammer. 
Die öffentliche Meinung Polens interessiert sich, unzureichenden Wegenetzes und des schlechten Zu- 


namentlich auch angesichts der Leistungen des 
deutschen Nachbarstaates auf diesem Gebiete, in 
zunehmendem Maße für die Probleme des Straßen- 
baus, weil mit ihnen eine ganze Reihe von Frägen 
staatspolitischer und wirtschaftlicher Art zusammen- 
hängen, wozu noch die Ansprüche des Fremdenver- 
kehrs und damit der Propaganda treten. Die heutigen 
Straßenverhältnisse in Polen sind außerordentlich 
schlecht. Sieht man vom früher preußischen Teil- 
gebiet ab, so hat Polen von Rußland und Oesterreich 
nur ein recht -unzureichendes Netz von Kunststraßen 
übernommen, die außerdem durch die Kriegsereig- 
nisse stark in Mitleidenschaft gezogen waren. In 
den ersten sieben Jahren nach E rlangung der staat- 
lichen Selbständigkeit war der junge Staat mit zu 
vielen anderen und zunächst dringenderen Problemen 
beschäftigt, als daß er sich um die Erhaltung der 
Straßen und um ihren Neubau kümmern konnte. Erst 
seit 1926 wurde Polen hier aktiver, mußte jedoch 
:seine Bemühungen unterbrechen, als die Krise sich 
1930 auch in Polens Finanzen auszuwirken begann. 
In diesem Jahr setzt damit ein neuer Verfall des 
Straßenwesens ein. Zahlenmäßig steht Polen hin- 
sichtlich der Dichte -des "Straßennetzes in Europa 
an 17. Stelle; die Tschechoslowakei besitzt z. B. ein 
vier màl, und selbst Rumänien ein doppelt so großes 
Straßennetz wie Polen. Wie wenig in den letzten 
Jahren an Straßenbauten geschaffen werden konnte, 
geht aus folgenden Zahlen hervor: 


Straßen (in.1000 km): 


Gesamt- zen- öst- west- süd- 
polen trale liche liche liche 
Wojewodschaften 

1930 46,1 14,9 33 12,5 15,4 

1931 46,6 15,3 3,4 12,5. . 18,4 

1932 47,3 15,6 3,6, 7:12,01 7846 

davon: 

Staatsstraßen 13,9 5,5 2,6 2,1 SM 
Wojewodschafts- 

straßen 10,3 4,4. 0,5 2,2 32 

Kreisstraßen 23,1 5,7 0,5 8,3 8,6 


Die statistischen Zahlen sagen aber nichts darüber 
aus, wie sehr die Straßen verbraucht und in welchem 
Maße sie noch benutzbar sind. Die Klagen über die 
Qualität der polnischen Straßen kann. man nicht 
nur von den Kraftfahrern hören, auch wenn sie nur 
die wichtigsten Strecken des Landes durchfahren 
haben, sondern man kann sie auch ständig in -der 
polnischen "Presse lesen. Dabei’ ist es übrigens im 
allgemeinen die Regel, daß, je wichtiger eine Straße 
für den- Verkehr ıst, um so schlechter ihr Zustand. 
ist. Straßen. mit geringerer Verkehrsbedeutung be- 
sitzen noch ‘verhältnismäßig. gute Fahrbahnen, weil 
sie nicht so schnell abgenutzt "werden wie die Haupt- 
verkehrsstraßen. Um so dringender wird daher die 
Forderung nach ihrer Wiederherstellung. So schrieb 
der „Kurjer Poranny“ kürzlich: „1928 besaß. Polen 
46400 km Chausseen in gutem Zustand. 1934 gab es 
ebensoviel Chausseen, wobei aber 90% der Haupt- 
verkehrsstraßen sich in einem katastrophal schlech- 
ten Zustand befanden.: Statt 200 Mill. Zł, die im 
Laufe des Jahres auszugeben nötig gewesen wäre 
(und zwar als Minimalprogramm), sind tatsächlich 
nur 30 Mill. Zł. verausgabt worden“.... „Nach Be- 
rechnungen. des Prof. Nestorowicz betragen die Ver- 
luste, die die polnische. Volkswirtschaft infolge des 
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„nur von der Seite der Motorisierung her 


.Erwerbslosenfrage aufs engste verknüpft, 


standes der Chausseen erleidet, jährlich 500 Mill. Z4.“ 
„Polen“, so fährt er fort, müsse alles tun, was in 
seiner Macht steht, um dieses bedeutende Kapital, 
das unwiederbringlich verloren geht, so schnell wie 
möglich zu retten.“ Und der Krakauer „Uzas“ klagt, 
daß die Wegeverhältnisse in Polen schlimmer ge- 
worden sind als in Marokko und im Kongo, weil 
sie den Bedürfnissen des Autoverkehrs niemals ange- 
paßt worden sind. 

Tatsächlich liest in den nachteiligen Wirkungen 
des vernachlässigten Straßenbaus auf die Motori- 
sierung des Landes wohl die wirtschaftlich empfind- 
lichste Folge, denn die polnische Wirtschaft hat 
aus dem Motorisierungsprozeß, der in anderen Län- 


dern die Wirtschaft angekurbelt hat, kaum Vorteile 
ziehen können. | 
Zwar hat die polnische Regierung öfters An- 


strengungen gemacht, eine systematische Motorisie- 
rungspolitik einzuleiten, sie mußte aber stets Schiff- 
bruch erleiden, weildamit nicht die Schaffung eines ent- 
sprechenden Straßennetzes Hand in Hand ging. Wie 
gering die Steigerung des Kraftwagenbestands in den 
letzten Jahren war, davon. zeugen die folgenden 
Zahlen, für den Bestand aller registrierten Kraft- 
fahrzeuge [(außer Militärwagen) in 1000 Stück |: 


1928 1929 1980 1931 1932 1933 1934 
Personenwagen 18,3: 24,5 30,3 31,4 22;2" 19,7 20,6 
Lastwagen 38. ZI BIETE SR NDR ID 
Kraftwagen 
insgesamt , 21,8 29,4 37,0 38,8 28,0 25,3 26,1 
Krafträder 38 4.6.5890 82 8, 
Sonstige 
Kraftfahrzeuge 0,10, 0,3 ( BEE EOS 
Insgesamt 25,7 7 34,3 4 43,3. 47,3 36,7 34,2 35,3 
Regelmäßig gestiegen sind also nur die Kraft- 


räderbestände, während die Wagenzahl in den letzten 

Jahren einen Rückgang erlitten "hat. Bei einem inter- 
nationalen Vergleich wird das Nachhinken Poelns 
in der Motorisierung erst recht deutlich. Es entfielen 
Kraftwagen auf je 1000 Einwohner in (1933): 


Frankreich 44,0 
Inslandın) 2 7350 
Deutschland 9,4 
Italien A 
Polen 0,8 


Dabei ist noch weiter zu berücksichtigen, daß em 
großer Teil der in Polen fahrenden Wagen alt und 
verbraucht ist, der schon lange dureh neue Wagen 
hätte ersetzt werden können,. wenn nicht die Kin- 


fuhrzölle auf Automobile so enorm hoch wären. Nur 
die italienischen Wagen genießen bisher eine Zoll- 


begünstigung; auf Grund der jetzt laufenden eng- 
lisch- -polnise hen Handelsvertragsverhandlungen dürfte 
wahrscheinlich auch. die Einfuhr von englise hen Au- 
tomobilen, vor allem von Nutzwagen erleichtert wer- 
den. Unter diese Nutzwagen werden namentlich auch 
Autodroschken fallen, -für die in Polen schon. jetzt 


etwas größere Absatzmöglichkeiten bestehen, weil 
in den Städten die Straßenverhältnisse ‚die besten 


sind und daher hier die Möglichkeit des Droschken- 
verkehrs größer ist. 

Schließlich aber ist das Wegebauproblem “nicht 
als wirt- 
es ist auch mit der 
denn die 


schaftlicher Antrieb anzusehen, 


u Kit 
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Straßenarbeiten zählen ja zu den arbeitsintensivsten, 
und außerdem wird noch eine Reihe anderer Bau: 
mittel- und Hilfsindustrien zu vermehrter Tätigkeit 
veranlaßt. Sie sind übrigens gerade deswegen als 
Hilfsmittel der Arbeitsbeschaffung empfehlenswert, 
weil es sich hier um direkte staatliche oder kom- 
munale Aufträge handelt, nicht um irgendwelche 
stets mißlichen Subventionen privater Arbeiten. So 
kann ein großzügiges Straßenbauprogramm als wich- 
tigstes Mittel | der Ue berwindung der Arbeitslosigkeit 
für Polen von ähnlicher Bedeutung werden, wie es im 
ee :hen Reich in den letzten "beiden Jahren der 

Fall war. Es sieht nach Regierungserklärungen jeden- 
falls so aus, als ob vorläufig der Bau neuer Straßen 
zugunsten der Verbesserung bestehender Wege und 
des Straßenbrückenbaus zurücktreten wird, und zwar 


unter Beschränkung auf die dringlichsten Aufgaben. 
Ein polnisches Wegebauprogramm, wie es 


auch in der Presse befürwortet wird, stellt sich un- 
gefähr so dar: 
An erster Stelle stände die Erhaltung vor- 


handener Straßen durch periodische Erneuerun- 
gen in einem Zustand, der den erhöhten Verkehrs- 
bedürfnissen entspricht. Für diese Instandhaltung 
und periodische Erneuerung der Straßen, namentlich 
der mehr als 15000 km Chausseen und der Brücken, 
wäre ein jährlicher Aufwand von etwa 45 Millionen 
Zloty erforderlich. 

In zweiter Linie käme in Frage der Bau ver- 
besserter Oberflächen auf den Hauptstraßen, 
deren steingeschlagene Oberfläche bei steigender Ver- 
kehrsdichtigkeit so starker Abnutzung unterworfen 
ist, daß ihre Unterhaltung zu kostspielig und des- 
halb zu unwirtschaftlich ist. Es kommen hier vor 
allem die Hauptverkehrsadern und die Ausfallstraßen 
aus deù Städten (ca. 3200 km) in Frage. Ihr Umbau 
soll so vor sich gehen, daß für die neue Oberfläche 
eine haltbare und widerstandsfähige Decke in Frage 
kommt, wobei je nach Art und Die htigkeit des Ver- 
kehrs die verschiedensten Pflasterungsarten, wiez.B. 
Steinwürfel, Klinker, Asphalt, Betonzement oder Teer 
anzuwenden wären. Mit der Verwirklichung dieses 
Teils des Straßenbauprogramms ist schon in frü- 
heren Jahren insofern begonnen worden, als 300 km 


solcher Pflasterungen durchgeführt sind; in den 
nächsten 15 Jahren sollen mit einem Kostenauf- 
wand von jährlich 20 Mill. Zł. je 200 km gebaut 
werden. — 


Drittens käme der Umbau der Holzbrücken 
auf den schon bestehenden Straßen in Eisen-, Eisen- 
beton- oder Stahlbrücken überall dort in Frage, wo 
die Erneuerung dieser Holzbrücken wegenihrerkurzen 
Lebensdauer wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. Hier 
wird man nur sehr allmählich vorwärts kommen, 
da bisher lediglich 10 Mill. Zł. jährlich für diesen 
Zweck vorgesehen sind, während von den Brücken 
auf den polnischen Staatsstraßen Holzbrücken in 
einer Gesamtlänge von 92097 m, etwa 75500 m 
für den projektierten Umbau in Frage kommen. 

An vierter Stelle unter den Erneuerungen und Ver- 
besserungen der Staatsstraßen kommen in Betracht 
ca. 3800 km Straßen, die zwar einen befestigten 
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Unterbau, aber keine harte Decke haben. Ihr Umbau 
wird für einen Zeitraum von 20 Jahren jährlich 
7,5 Mill. erfordern. 

Bei all diesen skizzierten Projekten handelt es sich 
um Staatsstraßen oder um solche Straßen, die durch 
den Staat unterhalten werden müssen. Außerdem 
muß der Staat aber noch erhebliche Beihilfen an 
die Kommunen zu Straßen- und Brückenbauzwecken 
für die jährlich 20 Mill. ZI. erforderlich sind, leisten. 

Dieses Straßenbauprogramm wird als das äußerste 
Minimalprogramm angesehen und geht in seiner Ver- 
teilung auf einen langen Zeitraum schon sehr weit. 
Der polnise he Straßenbaukongress hat demgegenüber 
betont, daß ein Minimal: vrbeitsprogr amm jährlich 
mindestens 200 Mill. Z}. für die Instandhaltung der 
Straßen und 80 Mill. für Brückenumbauten in Rech- 
nung stellen müßte. Dem stellen sich jedoch offenbar 
unüberwindliche Finanzschwierigkeiten entgegen, und 
die polnische Regierung kann sich mit Rücksicht 
auf den Staatshaushalt noch nicht entschließen, die 
Summen. auszuwerfen, die der bedauerliche Zustand. 
der Straßen erfordert. Aber selbst wenn man die 
finanziellen Einwände berücksichtigt, so erscheint 
die für Straßenbauzwecke zur Verfügung gestellte 
Summe doch selbst im Rahmen des Staatshaushalts 
sehr gering, sie beträgt nämlich nur 0,7% der Ge- 
samtausgaben. Die Straßenbauausgaben betrugen im 
Jahresdurchschnitt der letzten Jahre 20 Mill. Zł., 
1932/33 nur 16,4 Mill. Im Haushaltsjahr 1934/35 ist 
die Summe etwas höher, aber wegen der anhaltenden 
Sparpolitik immer noch unzureichend: sie beträgt 
etwa 581/, Mill. Z}. 

Die Erweiterung dieses sehr geringen 581/,-Mil- 
lionen-Programmes, das der Staat bisher bewilligt 
hat, wird davon abhängen, ob sich neue Finanzie- 
rungsmöglichkeiten ergeben. Bei den diesjährigen Be- 
willigungen stammen ca. 22 Mill. aus dem Staatl. 
WwW egebaufonds, 15t/ Mill. aus dem Arbeitsfonds und 
21 Mill. aus Schuldverschreibungen des Wegebau- 
fonds. Auf weitere Staats-Beihilfen darf der Wege- 
baufonds vorerst wohl nicht rechnen, -und es müssen 
andere Quellen erschlossen werden. Wegebauabgaben 
werden dabei zwar vom Staatlichen Verkehrsrat 
empfohlen, und zwar nicht auf Grund des Wagen- 
gewichts, wie es das Wegebaufonds-Gesetz vorsieht, 
sondern auf Grund des Benzinverbrauchs. Ob diese 
Finanzierung aber die richtige ist, kann bezweifelt 
werden, da bisher die Wegeabgaben nur ein Schrump- 
fen des Autoverkehrs infolge der übermäßigen Be- 
lastung bewirkt haben. Die einzige Möglichkeit wird 

wahrscheinlich die Kreditaufnahme sein. 

So schwierig die Lösung des Finanzierungsprob- 
lems auch sein . mag, dürfte “doch in einer Zusammen- 
arbeit zwischen dem polnischen § Staat und der pol- 
nischen Wirtschaft, die ja beide in gleicher Weise 
daran interessiert sind, ein Ausweg gefunden werden. 
Das großzügige deutsche Beispiel einer wirklichen. 
gemeinsamen Anstrengung aller interessierten Fak- 
toren wird auch hier richtunggebend wirken müssen. 

Diese Ausführungen zeigen, daß das Straßenbau- 
problem vorerst eins der dringendsten polnischen 
Wirtschaftsprobleme bleibt. 


| Seifen-Fabrik J. J]. BERGER, ... 


Gegründet 1846 


Danzig, Hundegasse 58/59 


Telephon Sammel-Nummer 264 46 


„Dreiring‘‘ Haus-, Toiletteseifen u. Seifenpulver 
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Mitteilungen der Industrie- und Handelskammer 


Amtliche Notierungen an der Danziger Börse vom 28. 1. bis 2. 2. 1935. 


Die Notierrnren erfolgen in Danziger Gulden (G). 


Teı. Aus- 100 Zi 100 ih Dollar-Noten |Doliar-Noter| Toj. Auszahl. Tel. Auszahl, Tei. Auszahl. 
Zeit zahlung Anusz. REAR No aes von Be St. N a. New York Amsterdam pi Zürich 

Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Brief | Geld | Brief Geld | Brief] Geld Brief Geld | Brief Geld | Briet 
28. 1. 35| 15,07 |15.11 | 57,80 | 57,92 | 57,81 | 57,92 — — — | — [|*3,1200| 3.1260 | *207,09 | 207,51| *99,10| 99,30 
29. 1. 35 | 15,05 115,09 | 57,82 | 57,93 | 57,82| 57,94 — — — | — [*3,0930| 3,0990 | *207,17 | 207.59] *99,12| 99,32 
30. 1.35 |*15,01 |15.05 | 57,81 |:5793 | 57,82| 57,93 — -— — | — [*3,0800| 3,0860 | *207,14 | 207,56] *99,12 99,32 
31. 1. 35 | 15,003/,|15.043/,| 57,81 |57,921/2] 57,81 | 57,93 .- — — | — [*3,0970| 3,0930 | *207,19 | 207,61] *99,12| 99,32 
1. 2. 35 |*14,98 [15,02 | 57,80 | 57,92 | 57,81| 57.93 — — — | — [*3,0740| 3,0800 |*207,14 | 207,56| *99,12| 99,32 
2. 2. 35| 15,01 |15,05 | 57,80 | 57,91 | 57,80| 57,92 — — — | — [|*3,0800| 3,0860 | *207,14 | 207,56] *99,12 99,32 


Lol Auszahı. ee Tel.Auszahl. | Tel. Auszahl. | Tei. Auszahı. | Tel. Auszahl. | 100 Reichs- [i09 Reichsmark 


Zeit Paris werpen Belga Prag Kopenhagen Stockholm Oslo marknoten | el. Ausz. Berlin 
Geld | Brief | Geld | Bref | Geld | Brief | Geld | Brief | Gela | Brie | Geld | Brie: | Briet | Geld | Geld | Briet 
j | 

28. 1. 35 120,19 120.23 | *71,40 71,54 |*12,80 12,83 |*67,23 | 67,37 | *77,70 | 77,86 | *75,70 | 75,86] — — 122,93 | 123,17 
29. 1. 35 [20,19 120,23 |*71,38| 71,52 [12,81% 12,841/ə| *67,18 | 67,32 | *77,60 | 77,76 |*75,60| 75,76 122,93 | 123,17 
30. 1. 35 120,19 120,23 | *71,40 | 71,54 |*12,81 12,84 |*67,03| 67,17 | *77,37 | 77,53 *75,37 | 75,53 | — - 122,92| 123,17 
31. 1. 35 120,19 120.23 | *71,38 | 71,52 |*12,81 12,84 | *67,60 | 67,14 | #77.37 | 77,53 | 70.87 | 7,53] — — 122,88 | 123,12 
1. 2. 85 [20,19 120,23 | *71,40 | 71.54 |*12,81 12,84 |*67,83| 67,97 | *77,17 | 77,33 ;*75,17| 75,33| — — 122,88 | 123,12 
2. 2. 35 [20.19 |20,23 | *71,43 | 71,57 [*12,81 12,84 | *66,90 | 67,04 | *77,30 | 77,46 *75,30 | 7546| — = 122,93 | 123,17 


*) Nominelle Notierungen. 


Danziger Weripapiere. Die Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G) 


= 28.1. 35 ® 29. 1. 35 | 30. 1. 35 | 31. 1. 35 | 12.8 | 2.2.3 


Festverzinsliche Wertpapiere: 
a) einschließlich der Stückzinsen: 


50% Roggenrentenbriefe (1 Ztr. Roggen) . . .. 2.2.2.0. — == = = = aa 

70/, Danziger Stadtanleihe 1925 (£ = 25 @) ..:........ E = = 7 = == 

6!/g%/, Danziger Staats- (Tabakmonopol) Anleihe (£ = 25 G) . . _ == == == = $ 
b) ausschließlich der Stückzinsen: 

40% Danziger Schatzanweisungen . . .. 22 22.2200 — 79 rep. G 791/4 bz. |79 rep. G| 79 bz. G == 


60/ (bisher 80%) Danziger Hypothekenbank, Kommunalschuld- 
VOrSaHROIDUNEAH. zieren si ee ale a o ner aN — — —— u — — 


60% (bisher 80%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 1—9 .| 54 bz. — -— -- 531/4 bz. G — 
60), (bisher 80%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 10—18 | 54 bz. 
6 0/o (bisher 7 9%) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 19—26 | 54 bz. 
60/, (bisher 70/9) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 27—34 | 54 bz. 
6 0% (bisher 70/5) Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Serie 35—42 | 54 bz. — 
6 0/o (bisher 6% Danziger Hypotheken-Pfandbriefe Seriol. . . — — — — — — 


Aktien: 
BARESTORL DIMA en e ee era ei Sela Ea — — — => — — 


Danziger Privat-Aktien-Bank . ......... sea ena ara — — 100 bz. — — = 
Danziger Hypothekenbank ... . e 2222220. lite ehren — — — — — — 
Zertifikate der Danziger Tabak-Monopol ‘A.-G. . .. 2... — -— — -= — — 
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Danziger Spiritus-Verwertungs- 


Gesellschaft mitbeschränkterHaftung 


Danzig, Thornscher Weg Nr. 12/13 


Telefon Nr. 24313 Telefon Nr. 24313 
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Preisnotierungen für Getreide an der Danziger Börse. 


Vom 28. Januar bis 2. Februar 1935. 


Die Notierungen erfolgen in Danziger Gulden (G). 


Für 100 kg trei Waggon Danzig 


Zeit | I 
Futter- Viktoris- | grüne | kleine ; Acker- | Blau- | Gelb- Roggen-| Weizen- 
| Weizen Roggen | Gerste gerste Hafer Krbsen | Erbsen | Erbsen Wan Ta mobn | senf |Pelüsch. | kleie kleie 
oo a N E a A 
28. 1, 35 - E 
= x l nicht notiert 
29. 1. 35 |f 
feine 
12,75 bis 18,80 
mittel | 
lt. Muster 
s nxpore | 1215bis 12,60 aam p 
onsum “Xpor > , is > T, 
bo.a. ao | ara | SERS pompt eao a N 
LE 10,10 bis 8: = iner ü = = k: Sch 
10,80 Konsum | Som. 1ioj1Pr. | u Ser | 16,25 | 1180 | 25,— 18,50 | 6,40 | ae 
š 11.40 
galiz,/wolh. 
110/11 Pfd. 
10.40 
€ 105 Pfd. 9,85 | 
1.2. 35 |} nicht notiert 
2.2. 35 | 
Gica 
Danzi 
EA es 


Preisanordnung für Holzspedition. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig, Preisprüfungs- 


stelle, hat folgende Verordnung erlassen: 
g-i 
Auf Grund von Abschnitt VIII §§ 1 und 2 der 


Dritten Verordnung zur Erhaltung und Vermehrung 
von Arbeitsge legenheiten vom 15. “August 1933 (G. BI. 
S. 383) werden folgende Sätze für die Ausführung 
von Speditionsleistungen mit verbindlicher Kraft fest- 
gesetzt: 
I 
Speditions-Sätze für kiefernes, tannenes, 
besäumtes Schnittholz 
ab franko Waggon Anschlußgleis bis frei längsseit 
Schiff am Kai des Lagerplätzes einschließlich der 
Staats- und Hafenabgaben sowie Lagermiete 


fichtenes, 


für 60 Tage 

Bohlen 2“ u. darüber Bretter 3, — 17/8" 
Der 1 standard von 4,67 cbm 64X9 u. 2x4" Latten 2—3“ 
direkter Umschlag D.G. 5,50 D:G. 6,75 
Schichtstapelung DiG: 8, D.G. 9,25 
Kreuzstapelung D.G. 9,70 D.G. 11,20 


Alles 9° 


Gebündelte Bretter 
Kürzungen als Bretter. 


und darüber lang. 


gelten als ] 


g 3ohlen, gebündelte 


Falls bei direkter Umladung ein größeres Quan- 


tum als 250 standard für ein und denselben Dampfer 
umgeschlagen wird, beträgt der Satz für Bohlen 2” 
und darüber 6X9 und 2x4” D.G. 4,75, für Bretter 
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(4—1?/3” und Latten 2x3” D.G. 


Weitere Lagermiete im Freien für die zwei näch- 
Sten Monate D.G. 1,25 pro standard und Monat, 
danach D.G. 0,80 pro standard und Monat. Bei 


6— 


einem Jahresquantum von mehr als 8000 standard 
ist bei einer Lagerfreiheit von 60 Tagen für das 
Längerlagern D.G. 0,80 pro standard ohne Rücksicht 
auf die Dauer der Lagerung zu berechnen. 
Prahm-Verladung-Zuschlag 

für Bohlen . 

für Bretter k 

ohne Prahmmiete, Sc hleppen und Begleitung. 


Il 
Speditions-Sätze für eichenes, buchenes, eschenes, 


besäumtes und unbesäumtes Schnittholz 
ab franko Waggon Anschlußgleis bis frei längsseit 
Schiff am Kai des Lagerplatzes einschließlich der 


Staats- und Hafenabgaben sowie Lagermiete 
für 60 Tage 


1. Blockware 1” und stärker 


Schichtung D. G. 3,75 pro cbm 

Speilenstaplung . D.G. 4,50 pro cbm 
Bündelung von Bloc kware und Lieferung 

von Draht ee, Be 1, 30 pro cbm 

ohne Draht . . . . . „. „ D.G. 1,— pro cbm 


2. lose Ware unbesäumt 
Bohlen 2” 


u. darüber Bretter 3/,—1?/,” 


Schichtung D. G. 3,40 D.G. 3,80 pro cbm 
Speilenstaplung D.G. 4,20 D.G. 4,75 pro cbm 
lose Ware besäumt 

Schichtung D. G. 3,25 D.G. 3,50 pro cbm 
Speilenstaplung D.G. 4,05 D.G. 4,50 pro cbm 


Alles 6 und darüber lang, für Pariser Ware 
l m aufwärts. 

Direkter Umschlag 20 % billiger als die Sätze 
für Schichtung. 


EEE A CHEN TEEN 
Lesen und verbreiten Sie die DWZ. 
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. espenes Rundholz 
. eschene, 


.eichene Schwellen, 
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Weitere Lagermiete im Freien D.G. 0,30 pro cbm 

im Schuppen D.G.0, ‚40 pro cbm 

und 30 Tage, halbmonatliche Berechnung ohne 
kontokorrentmäßige Verrechnung. 


. Prahmzuschlag D.G. 0,60 pro cbm oder Tonne 


ohne Prahmmiete, Schleppen und Begleitung. 


.eschenes, buchenes, eichenes Rundholz 


D.G. 3,50 pro fm Kluppenmaß. 
D.G. 3,— pro Tonne 
buchene, eichene Friesen, 


Kanteln und gebündelte Kürzungen 
D. G. 4,— pro Tonne 


. eichene, buchene Binder 


ohne Sortierung D.G. 4,20 pro Tonne 


. eichene Stäbe 


D. G. 4,— pro Tonne 
alle Dimensionen 
bis 2,70 m lang, bis 16/26 cm stark 
D.G. 0,16 pro Stück 
D.G. 0.02 pro Stück 
D.G. 0.045 pro Stück 
alle Di- 


ohne Sortierung 


Braken bei der Entladung 
Braken vom Stapel . 
eichene Kleinbahnschwellen, 


mensionen bis 2,20 m lang 
D.G. 0,11 pro Stück 


Weitere wi ge im Freien: 


zu Nr. 4 .  »D.G.7.0,30 
pro Tonne oder fm und 30 Tage 

zu Nr. 5 Se) 
pro Tonne oder fm und 30 Tage 

zu Nr. 6—8 . . a D M e a 
pro Tonne oder fm und Ber Tage 

zu Nr. 9 3 : DG02 
pro "Stück und 30 Tage 

zu Nr. 10 EE 0,015 


pro Stück und 30 Tage 


Alles im Freien. 
TEE 


Neben - Bedingungen 
Es haben ferner nachstehende Sätze zur Berech- 


nung zu gelangen: 


1. Bei Tagelohn-Arbeiten ein Regiezuschlag 


[89 


von 
30% zu den tarifmäßigen Lohnsätzen. 


. Für Bahnbuchungsgebühr der Bahnfracht eine 


Gebühr von 1% der Fracht, soweit der Fracht- 
brief nicht beim erstem Anfordern des Spediteurs 
vom Exporteur bezahlt wird. Bei Nachnahmen 
1/,% bei sofortiger Bezahlung nach Eingang des 
Waggons. 

Verauslagte Bahnfrachten sind bis zum 3. und 
18. jeden Monats zinsfrei. Nach diesen Terminen 
kommt 1% pro Monat Zinsen zur Berechnung. 


. Für Besorgung von Exportzertifikaten D.G. 1,— 


pro Dampferzertifikat. 


. Für Besorgung der Papiere zur Beschaffung der 


Senatsrückgabe: 
Rückgabe. 

Für Ausstellung von Lagerscheinen D.G. 1,— pro 
Stück. 

Reklamationsgebühr für Bahnfrachten 10 % vom 
reklamierten Betrage. 


5% der vom Senat gezahlten 


. Inkasso-Provision 1/;% außer Banke 
. Konossement-Gebühr D.G. 1,50- pro Satz. 


Bei Ware, die normalerweise im Freien lagert, 
findet bei Anfertigung von Dächern mit dem 
Material des jeweils ausgeladenen Waggons keine 
Berechnung statt. Dächer mit fremden Material 
müssen vergütet werden. 


Der Ausführung der Speditions-Aufträge sind die 


„Allgemeinen Danziger Speditions-Bedingungen“, 


. festgestellt vom Verein Danziger Spediteure e. V. 
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mit Zustimmung der Industrie- und Handels- 
kammer zu Grunde: zu legen. 
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Wer gegen diese Preisanordnung verstößt, macht 
sich gemäß § 2 der genannten Verordnung strafbar, 
und zwar wird jeder iy erstoß mit Gefängnis und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser beiden Strafen be- 
straft. 

$3 

Die vorstehende Preisanordnung tritt 
Tage ihrer Verkündung in Kraft. 

Verträge, die vor dem Inkrafttreten der Preis- 
anordnung abgeschlossen worden sind und von dieser 
abweichende Sätze für Speditionsleistungen enthalten, 
können zu den abweichenden Sätzen nur innerhalb 
rmes Monats vom Tage «es Inkrafttretens dieser 
Preisanordnung an durchgeführt werden. 


Danzig, den 2. Februar 1935. 
(Staatsanzeiger Nr. 12 vom 5. 2. 35.) 


mit dem 


„Umsatzsteuer-Voranmeldungen“ 

Nach $ 14 des U.St.Ges. in der Fassung der 
Verordnung vom 23. 10. 34 (G.Bl. S. 734) hat jeder 
Unternehmer unaufgefordert Umsatzsteuer-Voranmel- 
dungen auf den dazu vorgesehenen Formblättern 
abzugeben, und zwar: 

a) Unternehmer mit einem Jahresumsatz von mehr 
als 12000 Gulden bis zum 10. Tage nach Ab- 
lauf eines jeden Monats (z. B. für Januar 
1935 bis zum 10. Februar 1935 usw.) 

b) Unternehmer mit einem Jahresumsatz bis 12000 
Gulden bis zum 10. Tage nach Ablauf eines 
jeden Vierteljahres (z. B. für das Viertel- 
jahr Januar/März 1935 bis zum 10. April 1935 
usw.) 

Formblätter für die Abgabe der Voranmeldungen 
können bei Bedarf vom Steueramt, Zimmer 17 (Aus- 
kunft-Stelle) kostenlos abgeholt werden. 

Die Abgabe der Voranmeldungen kann durch 
Strafen erzwungen werden. Bei unterbliebener oder 
nicht rechtzeitiger Abgabe der Voranmeldung kann 
das Steueramt außerdem die Vorauszahlungen fest- 
setzen und einen Zuschlag bis zu 100% der Steuer 
auferlegen. 

Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. Bei 
zu niedriger oder unterbliebener Voranmeldung fin- 
den daher die Strafbestimmungen des Steuergrund- 
gesetzes Anwendung. 

Zugleich mit der Abgabe der Voranmeldung ist 
der entsprechende Umsatzsteuerbetrag (11/,00 des 
steuerpflichtigen Umsatzes, für landwirtschaftliche 
Betriebe 1%) als Vorauszahlung an die Steuerkasse 
zu entrichten. 

Danzig, den 31. Januar 1955. 


Steueramt I. Steueramt II. 


Aufforderung zur Abgabe von Steuer- 
erklärungen. 
Gemäß $ 163 St.Gr.G. wird bekannt gegeben: 
I. Bis zum 15. Februar 1935 sind abzugeben: 
a) die Einkommensteuererklärung für 1934 
b) die Körperschaftsteuererklärung für 1934 
c) die Umsatzsteuererklärung für 1934 
d) die Gewerbesteuererklärung für 1935 
e) die Vermögensteuererklärung nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1934. 
II. Die Frist zur Abgabe der vorgenannten Steuer- 
erklärungen kaan auf Antrag vom zuständigen 
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Steueramt verlängert werden. Ein besonderer Grund der vorgenannten Gesetze in Frage 
Antrag auf Fristverlängerüng ist nicht erforder- kommt. 
lich für IV. a) Soweit den zur Abgabe von Steuererklä- 
Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, rungen nach III Verpflichteten bis zum 
Gesellschaften m. b. H.), 2. Februar 1935 Vordrucke zur Abgabe der 


Steuererklärungen nicht oder nicht voll- 
vollständig zugehen, sind sie verpflichtet, 
sich rechtzeitig die erforderlichen Vordrucke 
vom zuständigen ' Steueramt einzufordern. 
Zweite oder weitere Vordrucke zur Abgabe 
von ‚Steuererklärungen können in der Aus- 
kunftsstelle des Dienstgebäudes der- Steuer- 


Erwerbs- und Wirtschäftsgenossenschaften, 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
3etriebe gewerblicher Art von Körperschaften 
des Öffentlichen Rechts, 

offene Handelsgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften, 


Vollkaufleute im Sinne des HGB., verwaltung zum Preise von 10 P käuflich 
falls von diesen die erforderlichen Steuererklä- erworben werden. 
rungen bis zum 15. März 1935 eingereicht. b) Die Einsendung schriftlicher ‚Erklärungen 
werden. durch die Post ist zulässig, geschieht aber 
III. Zur Abgabe der Steuererklärungen sind ver- auf die Gefahr des zur Abgabe Verpflich- 
pflichtet teten und erfolgt deshalb zweckmäßig mit- 
a) alle natürlichen Personen und Körperschaf- tels Einschreibebriefs. Mündliche. Erklä- 
ten, denen Steuererklärungsformblätter zu- rungen werden von den Steuerämtern an 
gehen; allen Wochentagen mit Ausnahme des Mon- 
p Ta i B r i r e 
b) alle natürlichen Personen und Körperschaf- AER in. der ‚Zeit von 10—13 Ukrienigegen- 
genommen. 


ten, soweit bei ihnen eine Steuerpflicht auf ; N 
c) Die Abgabe der Steuererklärung kann durch 


Strafen gemäß $ 195 St.Gr.G. erzwungen 
werden. 

Unabhängig davon kann das Steueramt 
bei unzureichenden Angaben die Besteue- 


Danziger Erzeugnis 


gi rungsgrundlagen im Wege der Schätzung 
Krantor Nudel, n ermitte eln. 
Krantor-Maccaroni Bei Versäumnis der nach I und II für 


Abgabe der Steuererklärungen gesetzten 
Frist kann ein Zuschlag bis zu 10 v. H: der 
Hersteller : endgültig festgesetzten Steuerschuld aufer- 
Krantor-Teigwarenfabrik legt werden. 

Danzig, Weideng. 35/38 Te’. 28781/82 Danzig, den 1. Februar 1935. 

Steueramt I. Steueramt II. 


Eingang van Ausfuhrgütern auf dem Bahnwege 


Berichtsdekade vom 21. Januar bis 31. Januar 1935 


I 


Bezeich- JADA. m 2 ME 
Neufahrwasser 
nung | Leego Tor | Olivaer Tor Weichsel- 
den Freibezirk | Zollinland | bahnhof 


Gutes Wagg.| To Waer| To. [Wagg.| To. |War«.| To. |Wage.| To. |Wagg.| To. Wagg.| To. |Warg.| To |Wagg.| To. 
< z 


‘Strohdeich | Kaiserhafen Hoim Troyl 


| j 

Kohlen .| 182 | 3230 | 426 | 7785 | 463 |11070 33 1813 |35068]| — _ | 1024 |19332 | — — |1079 | 25432 
RolaY, ”. 14 | 316 ee ee 61 | 1058 2 26 į 221 | 3910 | 345 | 6103 | 349 | 6214 9 190 
Getreide = it ng ses — | — | 577 | s805 |357 | 59 | 19812970] — | — | 310 |4719. 386601 — | — 
Saaten .|l 
Zucker .| — — — — — — — — — = — e$ 2 er - | — Nr 
Naphtha . (3 EU 23% Da A Eh u | en ern Wire 45 | 667| — | — 8| 19] — |. — 19| 285 
Rübenschn. —- — — — u — — — == — — — — S= — en — Ari 
Melasse . 1 15| — — — — — — — — a — — — | 18| 37] — — 
Kartoffel- | 

mehl .| — _ — — — — — ` — = x I an 2 ye a pa un 
Salz .. 10.| 130 1 15] — — — — — > u — — — — — — De 
Spiritus .| — — -- — — _ — — — = — En 2a Sn us Was vii Er 
Häute . — — — — — — -= — — — _ _ = = e ei a = 
Eier... . 1 Er Re — — | — = - ma) Eas = — — = — | — a 
Zement . 71| 105 3 45| — — _ — = — :— _ er = En dus er 
Eisen, Ma- F | 

schinen . 6 90 33 423 — m — — — en a Ee N a CN y as A 
Versch. i | 

Güter .| ‚296 | 2120 | 128 | 1596 | 172 | 2504 | 292 | 4439 | 24| 350| -27| 422| — | — | 28| 432| 2 25 
Cellulose. Se ei ei El N u = Ir Zi | er ER E N. = a An = Wi 
Yin Pferde Mi Wag. [Sse] — | — | -— I - I - I - Aae Ie e M =] = - 1 - | - 
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S. 98'Nr. 6 
Danziger Getreidezufuhren auf dem Bahnwege vom 16. bis 31. Januar 1935. 
Weizen Roggen Gerste Hafer Hülsenfrüchte | Kleie u. Ölkuch. Saaten 
Datum Gra ERSTER NE NEE T | EA BE 2 AT 
Waggons | To. Waggons To. Waggons | To. Waggon | To. Waggons | To. Waggons | To. Waggons | To 
16. 1. 35 4 | 60 147 2221 62 931 16 240 3 46 3 45 5 71 
17. 1.85 2 30 163 2465 47 705 4 60 3 47 7 105 3 40 
18. 1. 35 7 105 105 1561 84 1275 9 135 4 60 6 90 4 60 
19./20. 1. 35 2 30 190 2886 99 1485 23 345 6 85 7 105 5 75 
2L 1. 35 10 142 240 3640 72 1083 7 105 3 45 22 333 3 50 
22. 1. 85 3 45 252 3828 84 1286 13 195 2 30 11 165 3 35 
23. 1. 35 — — 182 2775 72 1085 13 195 4 60 3 45 2 5 
24. 1. 35 10 150 161 2443 61 929 7 105 1 15 1 15 — — 
25. 1. 35 6 90 141 2131 53 795 7 105 5 75 7 105 5 75 
26./27. 1. 35 1 15 149 2256 | 124 1860 14 210 5 75 2 30 5 70 
28. 1. 35 1 15 177 2680 | 114 1712 19 285 9 125 4 60 9 135 
29. 1. 35 15 225 97 1475 71 1066 14 212 — _ — — 2 22 
30. 1. 35 10 150 88 | 1338 58 872 15 225 4 61 — — 1 15 
31.1. 86 2 30 120 1806 56 841 16 240 5 75 11 171 3 45 
1087 | 2212 | 33505 | 1057 |1592 | 50 


Monatliche Wirtschaftszahlen 
aus Danzig und Polen. 
I. Seewärtiger Warenverkehr im Danziger Hafen. 


Hafeneingang: 
To. G 
November 1933 46 549,6 Wert: 7545 529 
November 1934 73 785,3 Wert: 8469 477 
Oktober 1934 74 595,6 Wert: 9239 266 
Hafenausgang: 
To. G 
November 1933 496 952,5 Wert: 20089 134 
November 1934 477 832,3 Wert: 17244777 
Oktober 1934 487 584,8 Wert: 19 222 063 
II. Seeschiffsverkehr im Danziger Hafen. 
Eingang: 
November 1933 400 Schiffe 280343 Netto-Rgt. 
November 1934 404 Schiffe 300153 Netto-Rgt. 
Oktober 1934 377 Schiffe 257260 Netto-Rgt. 
Ausgang: 
November 1933 394 Schiffe 282 397 Netto-Rgt. 


November 1934 386 Schiffe 290340 Netto-Rgt. 
Oktober 1934 405 Schiffe 284842 Netto-Rgt. 


III. Ein- und Ausfuhr Polens. 
Wareneingang: 

236 711 To. Wert: 71 989 000 Złoty 

220 997 To. Wert: 68 372 000 Złoty 

227 433 To. Wert: 71347 OUO Zloty 


Warenausgang: 
November 1933 1423484 To. Wert: 100 895 000 Złoty 
November 1934 1315547 To. Wert: 87848 000 Zloty 
Oktober 1934 1417 669 To. Wert: 91429 000 Złoty 


IV. Großhandels-(Goldindex)ziffer : 
1913/14 = 100 
een 1933 


, 


November 1933 
November 1934 
Oktober 1934 


September 1934 August 1934 
87,3 86 


V. Erwerbslosenziffer im Freistaat. 


November 1933 November 1934 Oktober 1934 
25486 . 20 395 18 835 


VI. Anträge auf Konkurseröffnung im Amtsgerichts- 
bezirk Danzig: 


November 1933 November 1934 Oktober 1934 
_ 2 2 
VII. Zinssätze. 


a) Bank von Danzig: 
Novembr. 1933 Novembr. 1934 Oktobr. 1934 
3% 4% 4% 


Diskont 
Lombard 4% 5% 5% 
b) Bank Polski: 
Diskont 5% 5% 5% 
Lombard 6% 6% 6% 
VIII. Danziger Devisenkurse. 
a) Telegr. Auszahlung London: 
1. 11. 33 1. 11. 34 1. 10. 34 
Geld: 16,14 15,27 15,021/, 
Brief: 16,18 15,31 15,061/, 
15. 11. 33 15. 11. 34 15. 10. 34 
Geld: 16,46 15,31!/, 14,89! /, 
Brief: 16,50 15,35! /s 14,931), 
b) 100 Złoty loco Noten: 
1.11.33 1.11.34 1. 10. 34 
Geld: 57,66 37,84 57,83 
Brief: 57,78 37,95 57,95 
15. 11. 33 15. 11. 34 15. 10. 34 
Geld: 57,70 57,85 57,84 
Brief: 57,82 57,97 57,96 
c) Telegr. Auszahlung Berlin: 
T1: 38 1. 11. 34 1. 10. 34 
Geld: 122,53 123, — 122,79 
Brief: 122,77 123,24 123,03 
15.11.33 15. 11. 34 15. 10. 34 
Geld: 122,51 123,18 123,33 
Brief: 122,75 123,42 123,57 


Paketgebühren ermäßigt; Paketzustellung 
im gesamten Freistaat. 


Von Dienstag, den 5. Februar, an gelten für Pa- 
kete des Inlands-Verkehrs folgende, ganz erheblich 
herabgesetzte Gebühren: 


bis 1 kg 30 P 

über 1 Bun 40 , 
Re} ARS 80,5 
eig, 0:5; 1085 

E T E7 9038 
DZ 146705: 


Für dringende Pakete ist nicht mehr die dreifache, 
sondern nur noch die doppelte Paketgebühr zu ent- 
tichten; bei sperrigen dringenden Paketen wird der 
Sperrgutzuschlag von 50 v. H. nur von der einfachen 
Paketgebühr berechnet. 

Von demselben Zeitpunkt an wird in allen Post- 
orten des Freistaats die bisher nur in Groß-Danzig 
stattfindende Ortspaketzustellung wieder eingeführt. 
Die durch Bereitstellung von Kraftwagen und Hand- 
fahrgerät sowie durch Einstellung besonderer Zustell- 
kräfte entstehenden Ausgaben machen die Erhebung 
einer mäßigen. Zustellgebühr notwendig. Für die Zu- 
stellung von Paketen im Orts- und Landzustellbereich 
der Bestimmungspostanstalten sind künftig zu zahlen 

für jedes bis 5 kg schwere Paket 10 P und 
für jedes schwerere Paket 20 P. 

Das Zustellgeld wird auch in Danzig und Vor- 
orten erhoben. Die Gebühr für die Annahme von über 
5 kg schweren Paketen durch Landzusteller wird auf 
30 P ermäßigt; leichtere Pakete nehmen die Land- 
zusteller gegen eine Sondergebühr von 20 P an. Für 
die Auflieferung von Paketen bei den Ortspaket- 
zustellern sind ohne Rücksicht auf das Gewicht der 
Sendung wie bisher 10 P zu zahlen. 


Polnische Wirtschaftsgesetze 
in deutscher Übertragung 


Titelübersetzungen 
(Dziennik Ustaw Nr. 4 vom 30. 1. 1935.) 


. 26 Verordnung des Finanzministers vom 22. 1. 
1935, im Einvernehmen mit dem Landwirt- 
schaftsminister, betreffend die Festsetzung 
des Spiritusgrundpreises in der Kampagne 
1935/36. 

. 30 Abkommen zwischen der Republik Polen und 
der Freien Stadt Danzig über Rechtsschutz 
und Rechtshilfe auf dem Gebiet der Steuern. 


(Monitor Polski Nr. 27 vom 1. 2. 1935.) 

43 Rundschreiben des Finanzministers vom 
22.1. 1935 betreffend die Herkunft einfuhr- 
verbotener Waren. 


Pos. 


Ursprungszeugnisse für einfuhrverbotene 
Waren. 


Das Finanzministerium teilt durch Rundschreiben 
vom 22. Januar 1935 L. D. IV 1802/3/35 mit. 
(Monitor Polski Nr. 27 vom 1. 2. 1935.) 
Gemäß $ 4 der Verordnung vom 29. 10. 1934 über 
die Bedingungen für die Erteilung der Erlaübnis zur 
Einfuhr von Waren, die von Einfuhrverboten be- 
troffen sind (Dz. Ust. Nr. 97, Pos. 893), muß das 
Herkunftsland der verbotenen und zur Zollabfertigung 
angemeldeten Waren dem Namen des in der Er- 
ubnis erwähnten Landes entsprechen. Richtung, 
Weg und Transportart der Ware (z. B: ohne Um- 
ladung auf dem Transport) müssen mit dem Vor- 
behalt, falls ein solcher in der Erlaubnis gemacht 
ist, übereinstimmen. 
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Im Zusammenhang damit wird im‘ Einvernehmen 
mit dem Industrie- und Handelsministerium fol- 
eendes erläutert: 

1. Das Herkunftsland einfuhrverbotener Waren 
wird nach den allgemeinen Grundsätzen bestimmt, 
die in Artikel 19 des Zollrechts vom 27. 10. 1933 
(Dz. Ust. Nr. 84 Pos. 610) sowie in $ 12 der Aus- 
führungsvorschriften vom 9. 10. 1934 (Dz. Ust. Nr. 90 
Pos. 820) enthälten sind. 

Also bewirkt die Verzollung der verbotenen Ware 
in einem dritten Lande und, falls die Ware zollfrei 
ist, die Durchführung der Zollabfertigung, das in 
den freien Verkehr Bringen der Ware in diesem 
Lande nicht die Nationalisierung der Ware. 

2. Die einfuhrverbotene Ware kann zum Trans- 
port nach dem polnischen Zollgebiet in einem dritten 
Lande aufgegeben werden, es sei denn, daß die Er- 
laubnis einen Vorbehalt enthält, der einen Trans- 
port ohne Umladung erfordert. In diesen Fällen 
muß die Ware in dem Lande, auf das die Erlaubnis 
lautet, d. h. im Ursprungslande, aufgegeben werden. 

3. Der Ursprung der verbotenen Ware wird durch 
eine Bescheinigung, die auch im dritten Lande aus- 
gestellt werden kann, nachgewiesen. Diese Beschei- 
nigungen werden von den in dem betreffenden Lande 
dazu ermächtigten Instituten oder Zollämtern aus- 
gestellt. Die von Instituten ausgestellten Beschei- 
nigungen müssen von dem zuständigen ‘polnischen 
Konsulat visiert werden. Bescheinigungen der Zoll- 
ämter dagegen sind von dem Konsularvisum be- 
freit. Wenn die einfuhrverbotene Ware Vertrags- 
ermäßigungen genießt und der Importeur aus die- 
sem Grunde ein Ursprungszeugnis vorlegt, ist dieses 
Zeugnis auch für die Feststellung des Ursprungs der 
verbotenen Ware ausreichend. 

Das Ursprungszeugnis für die einfuhrverbotene 
Ware muß vorgelegt werden, wenn der in der Ein- 
fuhrerlaubnis enthaltene Vorbehalt dies ausdrücklich 
verlangt. 

Beim Fehlen eines solchen Vorbehalts kann der 
Ursprung der Ware außer durch Zeugnisse nachge- 
wiesen werden: 

a) bei direkter Einfuhr aus dem Ursprungslande 
durch die Zolldeklarationen des Aufgebers oder 
durch Eisenbahnfrachtbriefe bezw. Konnosse- 


mente oder Konnossementfrachtbriefe aus dem 
Ursprungslande; 
b) bei indirekter Einfuhr durch Bescheinigungen 
ausgestellt in 


der Zoll- oder Hafenbehörden, 


DEGNER & ILGNER 
DANZIG 
Neu aufgenommen: 
Dillgurken und 
Sauerkohl in Fässern 
Verlangen Sie Angebot! 


8. 100 Nr. 6° 


von Südfrüchten, 


dem; Lande, in dem die Ware umgeladen oder 
‚aufbewahrt wurde. Diese Bescheinigungen müs- 
sen bestätigen, woher die Ware einkam, ferner, 
daß die Ware nicht in den freien Verkehr ge- 
gangen ist. Sie sind vom Konsularvisum befreit. 


Ausgleichende Ausfuhr von Schusterahlen 
und Schuster-Nähorten. 


(D. IV 983/3/35 vom 25. 1. 35.) 
‚Auf. Grund. des $ 2 Punkt 2 der Verfügung des 
Finanzministers vom 29. 10. 1934 über die Bedin- 


gungen für die Erlangung von Bewilligungen zur 
Anwendung der Zollermäßigungen bei der Einfuhr 
Kolonialwaren und Pflanzenölen 
hat das Finanzministerium im Einvernehmen mit 
dem Gewerbe- und Handelsministerium die Ausfuhr 
von Schusterahlen und Schuster-Nähorten nach außer- 
europäischen Ueberseemärkten in der Zeit vom 10. Ja- 
nuar bis zum 1. Juli 1935 als ausgleichende Ausfuhr 
anerkannt. 
Die Ausfuhr dieser Waren kann. über die im $ 

P. 1; der erwähnten Verfügung des le er 
aufgeführten Zollämter erfolgen. 


Die Zollabfertigung sowie die Bestätigung des 
Austritts der Ware auf den Bescheinigungen über 
die ausgleichende Ausfuhr sind nach den Bestim- 
mungen der $$ 5—8 vorstehender Verfügung vor- 


zunehmen. 


Polen 


Ausfuhr von Metallerzeugnissen. 
E.D. Der Polnische Verband der Metallindu- 


` striellen berichtet über die Ausfuhr von Erzeugnissen 


‘der polnischen Metall- und Maschinenindustrie sowie 


der verarbeitenden Betriebe der Hüttenindustrie un- 


"gefähr Folgendes: 


In den letzten Jahren sind kaum 10 9o dieser Er- 
zeugnisse im Wege der Ausfuhr abgesetzt worden. 
Ein ständiges Geschäft in bestimmten Artikeln 
nach bestimmten Ländern hat sich nur in seltenen 
Fällen. entwickelt. Bulgarien, Rumänien, Lettland 
und die Sowjetunion waren im Durchschnitt der 
letzten Jahre die besten Auslandsabnehmer für diese 
polnischen. Erzeugnisse. Am absoluten Ausfuhrerlös 
gemessen, waren die wichtigsten Ausfuhrartikel unter 
ihnen Gußeisenwaren und emaillierte Blechgeschirre 


mit einem Anteil von je etwa einem Fünftel an der 


Gesamtausfuhr dieses Industriezweiges; es folgten 
Textilmaschinen mit einem Anteil von 18 % und 
Lokomotiven sowie verzinkte Bleche mit Anteilen 
von je 12%. Die übrige Metallwaren- und Maschinen- 
ausfuhr verteilte sich auf zahlreiche Artikel, die nur 


"gelegentlich und in kleinen Posten zur Ausfuhr ge- 


| bracht, werden konnten. 


Auf einer kürzlich veranstalteten Tagung des Pol- 


"nischen Verbandes der Metallindustriellen hat Ing. 


Okolski die vielen Schwierigkeiten geschil- 


h dert, mit denen die Ausfuhr dieses Industriezweiges 


in Polen zu kämpfen hat: Die Produktions- 


"kosten sind verhältnismäßig hoch, vor allem, weil 


< diẹ maschinelle Ausstattung der meisten Betriebe 


‚dieser Branche veraltet und nicht genügend moder- 
‚ nisiert worden ist. 'Die Hüttenerzeugnisse stellen sich 
‘für die verarbeitende Metallindustrie im Vergleich 
mit-den Weltmarktpreisen für ihre Fertigwaren außer- 
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ordentlich hoch; das gleiche gilt für die Brennstoffe, 
die elektrische Energie und wichtige Chemikalien. 
Gewisse Eisensorten von großer Dauerhaftigkeit wer- 
den in Polen überhaupt noch nicht hergestellt, und 
nicht selten sind in der letzten Zeit bei internatio- 
nalen Ausschreibungen auf Brücken und Eisenkon- 
struktionen von nichtpolnischer Seite Materialien mit 
20% geringerem Durchschnittsgewicht als die pol- 
nischen angeboten worden, wodurch die polnischen 
Bewerber ausgeschaltet wurden. Vielfach wird die 
Erteilung ausländischer Aufträge nach Polen von 
sofortiger oder -sebr kurzfristiger Lieferung 
abhängig gemacht, zu der die polnische Metall- und 
Maschinenindustrie vielfach nicht in der Lage ist. Sie 
müßte. Ausfuhrartikel „auf Lager“ herstellen, ver- 
fügt aber nicht über die zu größerer Lagerhaltung 
erforderlichen Kapitalien oder kann die in Polen 
üblichen hohen Zinsen für die Aufnahme solcher 
Kapitalien im Kreditwege nicht zahlen. Zahlt der 
ausländische Abnehmer nicht. alles in bar, so ent- 
steht eine weitere Schwierigkeit in der Frage der 
Diskontierung ausländischer Wechsel in 
Polen, die erstens gewöhnlich nicht ohne weiteres 
unterzubringen sind, zweitens nur unter erheblichen 
Diskontkosten. Weitere Hindernisse sind auf dem 
Gebiete des Verkehrswesens vorhanden. Trotz 


der besonders ermäßigten Bahnfrachten für Ausfuhr- 
güter in Polen stellen- sich die Fertigwarentrans- 


porte von Ostoberschlesien z. B. nach Hamburg noch 
immer billiger, als die nach Gdingen zuzüglich der 
Schiffsfracht von Gdingen nach Hamburg. Die Pol- 
nischen Staatsbahnen stellen auch oft für solche 
Transporte nicht die geeigneten Waggons zur Ver- 
fügung; statt bloßer Plattformen müsse der Expor- 
teur vielfach wedeckte Wagen benutzen. 


Standardisierung der polnischen EBierausfuhr. 
sche Eierausfuhr ist infolge verschiedener 
kungen der einzelnen Einfuhrländer und der Konkurrenz an- 
derer Staaten in eine schwierige Lage geraten. Im Jahre 
1934 wurden insgesamt 21230 t Eier im Werte von 23,4 Mill. 
Zloty ‚ausgeführt gegenüber 23505 t im Werte von 33,6 Mill. 


Die polni- 
Einfuhrbeschrän- 


Zloty im Jahre 1933. Um den Eierexport wieder zu heben, 
hat der Verband der polnischen Bacon- und Tierprodukten- 


exporteure auf Veranlassung des. polnischen Handelsministe- 
riums eine Abänderung der für die Ausfuhr von Eiern gel- 
tenden Vorschriften gefordert, um eine Zusammenarbeit aller 
Exporteure zur Verbesserung der Qualität und damit der. Ver- . 
kaufspreise herbeizuführen. Es wird gefordert, daß die Ex- 


porteure die Eier nur nach Gewicht kaufen dürfen und daß 
die für die Ausfuhr bestimmten Eier sorgfältig ausgewählt 


und entsprechend bezeichnet werden. Es wird erwartet, daß 
das Handelsministerium in Kürze entsprechende Vorschriften 
erlassen wird. 


Rückgang der Kohlenausfuhr. Die Bestrebungen nahezu 


aller Konzerne der polnischen Kohlenindustrie, die Einwilli- 
gung der Arbeitsbehörden zu größeren Betriebseinschrän- 


kungen zu erlangen, werden durch den ungewöhnlich großen 
Rückgang der polnischen Kohlenausfuhr in der ersten Januar- 
hälfte verständlich. In diesem Zeitraum ist im Vergleich mit 
der ersten Dezemberhälfte, obwohl sich die Zahl der Ar- 
beitstage um einen vergrößerte, die polnische Kohlenausfuhr 
um 145000 t auf nur noch 350000 t zurückgegangen ist. Be- 
sonders stark sind die Ausfuhren nach Skandinavien (um 
65000 auf 102000 t) und Westeuropa (um 58000 auf 74000 t) 
zurückgegangen, beträchtlich aber hat auch die Ausfuhr nach 
den mitteleuropäischen Lizenzmärkten (um 21000 auf 44000 t) 


abgenommen. Eine kleine Ausfuhrsteigerung war nur in der 
Ausfuhr nach außereuropäischen Ländern zu verzeichnen. 


Gesteigerte Zementerzeugung im Jahre 1934. Im Zu- 
sammenhang mit der gesteigerten Bau- und Investitionstätig- 
keit im abgelaufenen Jahre in Polen ist auch die Erzeugung 
und der Absatz von Portlandzement größer geworden. Im 
Jahre 1934 wurden 716249 t Portlandzement erzeugt gegen- 
über 411219 t im Jahre 1933 und 353869 t im Jahre 1932. 
Verkauft wurden im Jahre 1934 756943 t` gegenüber 
408408 t im Jahre 1933 und 368030 t im Jahre 1932; 
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Nach Mitteilungen des pol 


Die polnischen Spareinlagen. l í 
betrugen die Spareinlagen 


nischen statistischen Hauptamtes 
bei der polnischen Postsparkasse am 31. Dezember 1934 

624,3 Mill. Zr, die Einlagen in laufender Rechnung 233,6 
Mill. Zt. Bei den Kommunalsparkassen bezifferte sich der 
Stand der Spareinlagen auf 579,8 Mill. Zl., der Stand der Ein- 
lagen in laufender Rechnung auf 52,2 Mill. Zt. Bei anderen 
Sparkassen waren 30,7 Mill. Z}. als Sparguthaben und 190000 
74. in laufender Rechnung angelegt. Von den Einlagen bei 
den Kommunalsparkassen entfielen 384,6 Mill. Zl. auf städti- 
sche Sparkassen und 190,4 Mill. Zł. auf Kreissparkassen. 


Neues Preissyndikat in der Zementindustrie. Nachdem 
noch vor kurzem in der Zementindustrie die Vermutung, daß 
die starke Preissteigerung der Zementpreise in Polen auf 
eine neue Preisverständieung der Industrie zurückzuführen 


ist, energisch bestritten wurde, ist jetzt eine Verständigung 
dieser Industrie zur Eintragung in das amtliche 
Kartellregister angemeldet worden. Es ist ein Min- 
destpreis von 3,50 Zi. per 100 kg Portlandzement frei 
Verladestation vereinbart worden. Tatsächlich liegen die Ze- 


mentpreise bereits um etwa 25% höher. 
Die industrielle Erzeugung im vierten Vierteljahr 1934. 


Das Staatliche Konjunktur- und Preisforschungs-Institut be- 
richtet, daß die industrielle Erzeugung in Polen im letzten 


Vierteljahr 1934 um etwa 22% höher als im gleichen Vor- 
jahrsabschnitt war. Der Bericht des Instituts vermerkt be- 


sonders die durch ein Wiedereinsetzen der Investitions- 
bewegung in der Industrie hervorgerufene Produktions- 
erhöhung in der Metall- und Maschinenindustrie um 25 %. 

Für das zweite Halbjahr 1934 stellt das Institut jedoch einen 
merklichen Rückgang des Verbrauchs von Indu- 
strieprodukten durch die Landwirtschaft fest, 
der auf den erneuten beträchtlichen Rückgang der Preise 
für die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse zurück- 
geführt wird. E.D. 


Ununterbrochenes Steigen der Arbeitslosigkeit. Die seit 
Monaten ununterbrochen® Zunahme der Arbeitslosigkeit hält 
weiter an; die Zahl der amtlich registrierten Arbeitslosen er- 
fuhr eine weitere Steigerung um 18200 auf insgesamt 488 200 
am 26. 1. 35. Am stärksten hat die Arbeitslosigkeit in Ost- 
oberschlesien um 8100 auf 121100 Arbeitslose zugenommen, 


Deutsches Reich 


Verordnung über Wettbewerb. 
Vom 21. Dezember 1934. 


Preise, die der Kaufkraft des Volkes entsprechen, 
entwickeln sich bei genügendem Angebot von Waren 
und Leistungen am sichersten und. zuverlässigsten 
auf der Grundlage eines gesunden Wettbewerbs, der 
aber die Sicherung der Ernährung aus heimatlicher 
Scholle niemals beeinträchtigen darf. Außerdem kann 
‘Wettbewerb in Zeiten, in denen die Produktions- 
stätten und der Handel des Landes nicht in vollem 
Umfange ausgenutzt sind, die Gefahr heraufbe- 
schwören, daß im Wettkampf Preise verlangt werden, 
aus denen Steuern und Löhne nicht gezahlt, die 
Gläubiger nicht befriedigt werden können. 

Um die Grundlage für einen auf Leistung und 
Verantwortungsbewußtsein gegründeten Wettbewerb 
zu schaffen und damit den für die Volkswirtschaft 
besten Preis nach Möglichkeit zu sichern, wird auf 
Grund der Verordnung über die Befugnisse des 
Reichskommissars für Preisüberwachung vom 8.De- 
zember 1931 (RGBl. I S. 747) in Verbindung mit 
dem Gesetz über Bestellung eines Reic hskommissars 
für Preisüberwachung vom 5. November 1934 (RGBI. I 
S. 1085) und mit dem Gesetz über die Erweiterung 
Se Befugnisse des Reichskommissars für Preisüber- 

wachung vom 4. Dezember 1934 (RGBI. I S. 1201) 


ehe z 
Kiil 


(1) Wer unter unlauterer Ausnutzung seines Kre- 
dits oder böswilliger Nichterfüllung seiner Verpflich- 
tungen gegenüber dem Staate, der Gefolgschaft seines 
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Betriebes oder seinen Gläubigern in gemeinschäd- 
licher Weise Güter oder Leistungen zu: Preisen an- 
bietet, die seine Selbstkosten nicht decken :können 
und den Anforderungen einer ordnungsmäßigen Wirt- 
schaft widersprechen, wird mit Gefängnis und mit 
Geldstrafe in unbeschränkter Höhe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft; die Strafverfolgung tritt nur 
ein, wenn der Schuldner seine Zahlungen eingestellt 
hat oder wenn über sein Vermögen das Konkursver- 
fahren eröffnet worden ist. 

(2) Die gesetzlichen Vorschriften über unlau- 
beren Wettbewerb und die Strafbestimmungen der 
Konkursordnunge bleiben unberührt. 

Sep 

Die Vorschriften des Abschnitts IV (Strafantrag, 
Ordnungsstrafen) der Verordnung über Preisüber- 
wachung vom 11. Dezember 1934 (RGBl. I S. a) 
finden keine Anwendung. 

$3. 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der- Ver- 
kündung in Kraft. 

Berlin, den 21. Dezember 1934. 

Der Reichskommissar für Preisüberwachung. 

Dr. Goerdele 


Stellt Lehrlinge ein! 


Der Reichsbund der Kinderreichen verläßt einen 


Aufruf folgenden Inhalts: aM: 
In wenigen Wochen treten Hunderttausende 
von ‘Schulkindern hinaus -ins Leben, „ein... -neuer 


Jahrgang deutscher Jungen und Mädchen will hinein 
in die Lebensarbeit, will lernen und schaffen in der 
Werkstatt, im den, im Büro, am Bauplatz.. Ein 
völkischer Tag erster Ordnung, an dem wir 
nicht achtlos vorbeigehen dürfen, am wenigsten aber 
diejenigen, die in der Lage sind, jungen Deutschen 
die Gelegenheit zu geben, “daß sie sich die Stufen zu 
einer späteren Existenz bauen. Es geht hier nicht 
nur um augenblickliche Eigeninteressen und Gefällig- 
keiten. Wer Lehrlinge einstellt, muß auch daran 
denken, daß er damit jungen deutschen Menschen die 
Tür öffnet für ein Vorwärtskommen. Und dabei ver- 
gesse er nicht, daß es zu allererst darauf ankommt, 
denen vorwärtszubelfen, die aus kinderreichen 
deutschen Familien kommen. Hier ist es ganz 
besonders dringend, die aus der Schule kom- 
menden Kinder unterzubringen; jeder völkisch Den- 
kende muß mithelfen, ihnen die Belastung zu er- 
leichtern, die ihr durch ihre vielen Kinder erwächst. 
Auch der Kaufmann und Gewerbetreibende kann 
durch Aufnahme eines Lehrlings aus einer kinder- 
reichen Familie ein gut Teil beitragen zu den 
Bestrebungen unseres Führers, die Zukunft 
unseres V olkes zu sichern, den Kindersegen aus ‘einer 
Last wieder zu einer Freude zu machen. 


Danziger Essiospit- und Mic ; 


Älteste automatische Essigfabrik 
des Freistaates u. Pommerellens 
00000000 09000900 22000000 


Hafike-Essig 


Haffke-Mostrich 


Anerkannt unübertroffene Qualitäten 
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Uebriges Ausland 


Schweden 


Die Veränderungen der Einfuhr 1932—1934. Der schwe- 
dische Einfuhrmarkt hat in den letzten Jahren eine Reihe 
tiefgreifender Veränderungen erfahren. Ganz all- 
mein läßt sich feststellen, daß der Tiefpunkt der Gestaltung 
der schwedischen Einfuhr bereits mit dem Jahre 1933 über- 
wunden worden ist. Im Zusammenhang mit den Auswir- 
kungen der Weltwirtschaftskrise war vom Jahre 1931 bis 
zum Jahre 1932 ein Absinken der Einfuhr von 
1428 Mill. Kr. auf 1155 Mill. Kr. eingetreten, das sich im 
Jahre 1933 auf 1096 Millionen Kronen fortsetzte Das vorige 
Jahr zeigt indessen bereits wieder eine kräftige Be- 
lebung, die Einfuhr stieg auf 1299 Mill. Kr., damit also 
auch schon wieder den Stand des Jahres 1932 übertreffend. 
Zur Zeit hat sich die konjunkturelle Lage in Schweden nicht 
so wesentlich verändert, daß in diesem Jahre mit einem 
Rückgang der Importe zu rechnen wäre. 


Was die wichtigsten Verschiebungen der Einfuhr Schwe- 
dens nach Warengruppen angeht, ist festzustellen, daß die 
Einfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
sich seit dem Jahre 1932 in starkem Rückgang be- 
findet. Dieser bezieht sich hauptsächlich auf vegetabili- 
sche Waren, sowie Produkte der Lebensmittel- 
industrie. Von ersteren sind die auffallendsten Rückgänge 
aingetreten bei Hafer, Mais, Weizen, Kleie, während für Erd- 
nüsse, Kopra, Sojabohnen teilweise eine beträchtliche Er- 
höhung der Importe stattgefunden hat. Die Einfuhr von 
Früchten u. dgl. hat sich im großen und ganzen behauptet, 
hier ist eher eine Einfuhrerhöhung festzustellen. Von den 
mengenmäßig am stärksten ins Gewicht fallenden Waren 
der Lebensmittelindustrie hat sich vor allem die Einfuhr 
von Zucker, Sirup und Tabak verringert, während z. B. der 
Import von .Oelkuchen sich ganz bedeutend vergrößert hat. 

Der zweite entscheidende Zug der Umschichtung der Ein- 
fuhr bezieht sich auf industrielle Rohstoffe, Halb- 
fabrikate und Fertigwaren. Während der Import 
von ausgesprochenen Rohstoffen und auch von Halb- 
fabrikaten teilweise beträchtliche Steigerungen aul- 
weist, ist derjenige von Fertigerzeugnissen im Ab- 
nehmen begriffen. Die Einfuhr von Koks und Kohle, ist 
ebenso in die Höhe gegangen wie der Import textiler Roh- 
stoffe, etwa Wolle und Baumwolle. Aehnlich verhält es sich 
mit der ‘Gruppe unedler Metalle, in der die kräftige Er- 
höhung vor allem auf Roheisen und andere Eisen- 
arten sowie Schrott entfällt, während auch hier wieder die 
Erhöhung für fertige Waren bedeutend geringer ist, in Einzel- 
fällen bereits eine gewisse Stagnation des Imports erkennbar 
wird. Eine günstige Aufnahmefähigkeit des Marktes dagegen 
ergibt sich anhaltend weiter für Maschinen aller Art, Appa- 
rate und elektrotechnisches Material, für Transportmittel, 
und feinmechanische Erzeugnisse. Eine Sonderstellung schließ- 
lich nehmen chemische Erzeugnisse aller Art ein, für die sich 
die Aufnahmefähigkeit Schwedens noch immer erweitert. 


Diese Feststellungen führen zu der Erkenntnis, daß sich 
die schwedische Wirtschaft in einem zwar langsamen, aber 
deutlichen Wandlungsprozeß befindet. Auf der einen Seite 
ist die landwirtschaftliche Produktion zweifellos im 
Auf- und Ausbau begriffen, dessen nächstes Ziel darin 
zu bestehen scheint, den Markt von der Einfuhr pflanzlicher 
Erzeugnisse unabhängiger zu machen, nachdem tierische Pro- 
dukte ohnehin schon kaum eine nennenswerte Rolle spielen. 
Zum anderen aber strebt .der industrielle Sektor einer höhe- 
ren Bearbeitungsstufe zu. Zur Zeit befindet sich die indu- 
strielle Grundproduktion in einer bemerkenswerten 
Erweiterung, wodurch die entsprechenden Einfuhrgüter 
noch begünstigt sind. Dies geht ganz Klar aus der Entwick- 
lung der Einfuhr von Kohle und Eisen, sowie Maschinen und 
Transportmitteln hervor. Gleichzeitig aber vergrößert sich die 
Produktionskapazität der sog. leichteren Industrien, was sich 
aus dem gestiegenen Einfuhrbedarf etwa an textilen Roh- 
stoffen entnehmen läßt. Grundsätzlich läßt sich deshalb be- 
reits jetzt sagen, daß die Leistungsfähigkeit der gesamten 


schwedischen Wirtschaft sich auf dem Wege zu einer 


Erweiterung der gesamten Erzeugungsbasis be- 
findet. E.D 


Finnland 


Der Außenhandel 1934. Eine nähere 
Wandlungen im finnischen Außenhandel (vgl. 
vom 1. 2. 35) ergibt folgendes: 

Die um rd. 850 Mill. Fmk. gestiegene Einfuhr setzte sich 
wie folgt zusammen: 


Untersuchung der 
DWZ Nr. 5 


Industrie- 
Roh- Ma- Fertig- Lebens- Gesamt- 
stoffe schinen waren mittel einfuhr 
1931 1383 512 880 690 3465 
1932 1491 463 688 860 3502 
1933 1803 552 724 849 3928 
1934 2253 744 936 839 4772 


Die Einfuhrsteigerung ist vor allem auf Zunahme der 
Einfuhr von Rohstoffen und Halbfabrikaten zu- 
rückzuführen, welche nicht weniger wie 47,2% der Gesamt- 
einfuhr 1934 (45,9% 1933) ausmachten. Ebenso stieg der An- 
teil für die Maschineneinfuhr, worunter auch Automobile 
fallen, von 14,1% 1933 auf 15,6% 1934. Die Einfuhr von In- 


dustrie-Fertigwaren und Lebensmitteln, also der für die 
Konsumtion bestimmte Anteil der finnischen 


Einfuhr, konnte für die erstere Gruppe nur von 18,4 auf 
19,6% steigen, während der Anteil für die letztere sogar 
von 21,6 auf nur 17,6% fiel. 

Die Einfuhr spiegelt deutlich die Entwicklung der 
finnischen Wirtschaft im vergangenen Jahre wieder. 
Die Zunahme der Produktionsmitteleinfuhr ist auf die leb- 
hafte industrielle Tätigkeit, auf die zahlreichen 
Neubauten und Erweiterungen, vor allem der finnischen Holz- 
veredelungsindustrie, zurückzuführen. Die gesteigerte 
Kaufkraft ließ auch eine vermehrte Einfuhr von Fertig- 
waren zu. Wenn diese sich jedoch nur in bescheidenem Um- 
fange vermehrte, so ist dies auf das gleichzeitige Er- 
starken der konkurrierenden einheimischen In- 
dustrie zurückzuführen. Der Rückgang der Lebensmittelein- 
fuhr hängt außer von einer recht guten Ernte auch damit 
zusammen, daß die Bemühungen der finnischen Landwirt- 
schaft den Getreideanbau aut Kosten der Erzeugung von 
Meiereiprodukten zu vermehren, mehr und mehr Erfolg haben. 


Die finnische Ausfuhr 
sammen (in Mill. Fmk.): 


setzte sich folgendermaßen zu- 


Lebens- Holz- Erzeugnisse der Uebrige Gesamt- 

Jahr mittel waren Papierindustrie Waren ausfuhr 
1931 515 1772 28 342 4457 
1932 517 1657 2057 400 4631 
1933 478 2270 2108 441 5297 
1934 399 3020 2278 520 6217 

Zunächst fällt die Verminderung der Lebens- 

mittelausfuhr ins Auge trotz der von Finnland be- 

triebenen Exportprämien-Wirtschaft für große Teile der- 


selben (Butter, Käse, Eier, Bacon). Die «zunehmende Kontin- 
gentierung dieser Waren außer im Deutschen Reiche auch 
in England hat sich hierbei bemerkbar gemacht. Die wich- 
tigste Veränderung zeigt sich bei Holzwaren, welche allein 
ihr Wertergebnis um 750 Mill. Fmk. erhöhen konnten, eine 
Folge der gesteigerten Schnittholz- und Rundholzausfuhr. 
Allein die Schnittholzausfuhr stieg um 105000 stds. auf 
1087000 stds. Die Zellstoffausfuhr blieb im wesentlichen un- 
verändert. Größere Steigerungen zeigt jedoch die Papier- 


ausfuhr. 

Mengenmäßig wurden folgende wichtigsten Waren aus- 

geführt. 

1933 1934 
t t 

Butter TNTE A OTONO 11 885 11098 
Käse Dreier een ER 4176 3866 
EESE Re FR EEE 9976 9954 
Häute, unbearb. 4794 3487 
Sperrholz 95949 115345 
GATDEOON A na ve y ay ee TR 5889 5895 
Schnittholz KLOOOTSLAB:) I) 737 a a 982 1087 
Ungesägtes Holz (darunter Papierholz) 

FOGOTT ee. FRE, 2397 3487 
Holzschliff 8 207 916 248 954 
Sulfitzellstoff ee EOS OLT, 597 245 
SUlFALZEUISTORR a. r 2005: 2 Ser (204661 204 868 
Pappe I a e au e a aA V 0 98 64343 
Papier-allen Arts... n E, aa ee 319349 355 831 
Kupfererze . x 52 632 52 658 

E. D. 
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Estland 


Der Außenhandel 1934. Der Außenhandel in den letzten 
drei Jahren hat sich wie folgt entwickelt: 


1934 1933 1932 
Ausfuhr 69,1 Mill. 45,6 Mill. 42,6 Mill. 
Einfuhr 530.5 39,0 36,97, 
Umsatz 124,4 84,6 „ le ae 
Bilanz --13,8 , +66 ,„ Dill; 
+57 „ 
Mengenmäßig: wurden 1934 521600 t ausgeführt gegen 


322000 t im Vorjahr, eingeführt 285 300 t (219200 t). Wert- 
mäßig ist die Ausfuhr um 51,5% und die Einfuhr um 41,8 % 
gestiegen. 

Alle Hauptgruppen der Ausfuhr weisen eine Zunahme 
auf (in Mill. EKr.): 


1934 1933 
Lebende Tiere . ; 1,23 0,06 
Lebens- und Genußmittel 22,19 18,98 
Rohstoffe und Halbfabrikate 27,52 15,84 
Fertigwaren. $ 18,21 10,68 
Im einzelnen wurden ausgeführt (in t): 
1934 1933 
BULON mn Ne e s 10 118 9225 
zier (Mill. St.) . 34,7 22,6 
Kartoffeln 6 976 4772 
Fleischwaren = 3518 4 660 
Sperrholz und Stuhlsitze 14 815 12 044 
Zeitungs- und Druckpapier . 7375 6249 
Flachs und Hede . 3 992 3041 
Baumwollgarn . 1092 265 
Baumwollstoffe 937 624 
Zement 5 708 4 253 
Zellstoff 3 56 197 57 966 
Die Einfuhr hat die steigende Entwicklung des Außen- 
handels Estlands mitgemacht (in Mill. EKr.): 
1934 1933 
Lebende Tiere . 0,03 0,01 
Lebens- und Genußmittel 5,38 4,34 
Rohstoffe und Halbfabrikate 19,37 13,09 
Fertigwaren 30,38 21,51 
Auf die wichtigsten Einfuhrwaren entfielen folgende 
Mengen (in t): 
1934 1933 
HOrNER. Sul ve ee 1516 
ANTE A T a en E 18 803 
Tabak 499 487 
Baumwolle 4521 3 246 
Eisen und Stahl . 19 854 19 872 
Steinkohle und Koks . 42 311 50 524 
Petroleum 16 146 13 771 
Benzin . AA 4 464 2 830 
Naphtha und Gasöl . 1 738 1 364 
Künstliche Düngstoife . 33 220 26 650 


Rumänien 


Ausdehnung der Monopolwirtschaft. Die rumänische Re- 
gierung will versuchen, durch eine breit angelegte Monopol- 
wirtschaft die finanzielle Lage des Staates zu entspannen. 
Schon seit einiger Zeit wird von der bevorstehenden Ein- 
führung eines Erdölmonopols, neuerdings auch von einer be- 
vorstehenden Monopolisierung von Kaffee, Zucker und Tee 
gesprochen. 


Außenhandel Rumäniens Januar—November 1934. Der 
Außenhandel Rumäniens in den ersten elf Monaten des Jahres 
1934 stellt sich wie folgt dar: 


Mengen int Werte in Mill. Lei 


Einfuhr 552 177 11843 
Ausfuhr 8 117 163 __ 12 428 
Ueberschuß 7564 986 585 

Es ergibt sich somit in der Handelsbilanz Rumäniens 


Ende November 1934 ein Ueberschuß von 585 Mill. Lei, 
während der Ueberschuß für die ersten elf Monate des Vor- 
jahres 2410 Mill. Lei betrug. 
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Eisenbahn und Kraftwagen. 

Am 30. und 31. Januar d. J. ist in Paris der 
Sonderausschuß Eisenbahn und Kraftwagen der In- 
ternationalen Handelskammer zusammengetreten. 
Den Vorsitz führte Prof. Dr. Otto Most, Duisburg- 
Ruhrort. 

Die Tagung führte zum ersten Male Vertreter der 
Eisenbahnen, des Kraftverkehrs und der Verfrachter 
auf internationalem Boden zusammen, um auf Grund 
eingehender Vorarbeiten die Frage Eisenbahn und 
Kraftwagen zu behandeln. 

Der Sonderausschuß hatte hierdurch Gelegenheit, 
den Standpunkt der beiden Verkehrsmittel und ihre 
Einstellung hinsichtlich der Probleme der Staats- 
intervention, der Verkehrsregelung, der Tarife usw. 
kennen zu lernen. Auf diese Weise wird es möglich 
sein, die Frage Eisenbahn und Kraftwagen dem 
8. Kongreß der Internationalen Handelskammer zu 
unterbreiten, der Ende Juni d. J. in Paris stattfindet; 
der Kongreß wird auf Grund der vom Sonderaus- 
schuß gemachten Darstellung zu dieser Frage Stel- 
lung nehmen und Beschlüsse fassen, mit deren Hilfe 
diese Probleme einer für alle Interessenten befrie- 
digenden Lösung zugeführt werden können. 


Bücherbesprechung 


Dr. Rudolf Wedemeyer, Düsseldorf, Rohstoffbe- 


schaffung im Rohstoffkreditverfahren. 


Seit dem 25. Juni 1934 hatte die Reichsbank die 
Zuteilung von Devisen nicht mehr nach Maßgabe der 
bei ihr eingereichten Deyisengenehmigungen der De- 
visenstellen vornehmen können, vielmehr mußte eine 
Repartierung erfolgen, soweit die täglichen Devisen- 
eingänge nicht zur vollen Zuteilung ausreichten. Un- 
berührt von dieser Einschränkung blieben schon da- 
mals die Reichsmarkzahlungen auf die bei der 
Reichsbank geführten Sonderkonten jener Länder, 
mit denen das Deutsche Reich Verrechnungs- oder 
Zahlungsabkommen geschlossen hat. Da aber die be- 
deutendsten Rohstoffeinfuhren aus Uebersee kamen 
und bis auf wenige Ausnahmen hierfür eine De- 
visenzuteilung erforderlich war, so lief eine Nicht- 
zuteilung von Devisen zunächst auf die Unmösglich- 
keit einer Bezahlung von Rohstoffeinfuhren, aus 
Uebersee hinaus. Ein Ausweg wurde durch die Er- 
richtung des Rohstoffkreditverfahrens gefunden. 


Die vorliegende Schrift gibt einen WUeberblick 
über die Rechtsgrundlagen und Anwendungsbereiche 
der Rohstoffbeschaffung im Rohstoffkreditverfahren. 
bearbeitet nach dem Stande vom 3. Januar 1935. 
Die aufschlußreiche Schrift, die als Sonderdruck aus 
der Deutschen Bergwerks-Zeitung erschienen ist, und 
zum Preise von 50 Reichspfennigen erworben wer- 
den kann, steht in der Auskunftsstelle dër Industrie- 
und Handelskammer Interessenten zur Einsicht- 
nahme zur Verfügung. 
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Der Danziger Lebensmittelhandel 


Mitteilungen des Vereins der Kolonialwarenhändler Danzig 
Verantwortlich für diesen Teil Dr. Hans Acker, Danzig 


Einladung 


zur Generalversammlung am Dienstag, den 12. Februar 1935 
19 Uhr, im „Danziger Hof“, Großer Saal, Danzig, Dominikswall 6 


Tagesordnung: 
. Bericht: 
d) der Kassenprüfer, 


a) des Vereinsführers, 


b) des Geschäftsführers, c) des Schatzmeisters, 


2. Antrag auf Erteilung der Entlastung des Vorstandes, 
3. Bestätigung des Vereinsführers und des Beirats, 

. Wahl von drei Kassenprüfern, 

. Beschlußfassung über die neuen Satzungen, 


6. Verschiedenes. 


Anschließend findet ein Kameradschaftsabend daselbst statt. Heil Hitler! 


gez. Walter Nickel, Vereinsführer 


Einige Grundsätze der polizeilichen Lebensmittelkontrolle. 


Von Dr. Hans Acker. 


Der Qualitätsgedanke, der sich zur Zeit der unbe- 
schränkten Freiheit in der Konkurrentenbekämpfung 
nicht entwickeln konnte, wird vom nationalsozialisti- 


schen Staat in der sogenannten „geordneten Wirtschaft“ 


in seinen verschiedenen Erscheinungsformen gefördert. 
Besonders im Lebensmitteleinzelhandel, dessen Auf- 
gape neben der erzeugenden Landwirtschaft es ist, 
die. Bevölkerung mit den lebenswichtigsten Gütern, 
den Nahrungsmitteln, zu versorgen, wird sich immer 
mehr das Qualitätsprinzip durchsetzen müssen. Neben 
das unerläßliche Erfordernis der persönlichen Zuver- 
lässigkeit und Lauterkeit des Kaufmanns tritt das 
der Sachkunde. Die folgenden Ausführungen sollen 
daher. einmal zur Beschäftigung mit dieser Form 
des Qualitätsgedankens und damit zu seiner Förde- 
rung. durch den Einzelkaufmann anregen, zum an- 
deren aber auch Unerfahrene mit den gesetzlichen 
und polizeilichen Bestimmungen bekanntmachen und 
sie. damit vor Schaden bewahren. Denn so manches 
kleine Geschäft hat nicht allein durch die Anreißer- 
methoden einer wirtschaftlich stärkeren Konkurrenz, 
sondern: — was noch schlimmer ist durch die 
eigene Unerfahrenheit und mangelnde Sachkunde des 
Inhabers im Umgang mit Lebensmitteln seine Kund- 
schaft und damit seine Existenz verloren. 


% 

Die gesetzliche Grundlage für den Handel mit 
Lebensmitteln bildet das Gesetz über den Verkehr 
mit ‘Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen vom 
27. März 1930, abgedruckt im Gesetzblatt Nr. 14 vom 
9. April 1930 Seite 81 ff., dessen Anschaffung jedem 
Lebensmittelhändler dringend empfohlen wird. Da- 
neben besteht noch eine Polizeiverordnung betreffend 
den gewerblichen: und Handelsverkehr mit Nahrungs- 
und Genußmitteln vom 22. Januar 1914 (Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Danzig Nr. 5 vom 
31. Januar. 1914 Seite 35 ff.). Diese Polizeiverordnung 


enthält insbesondere Vorschriften allgemeiner Art 
über die Geschäftsräume, Geräte und die Behand- 
lung der Nahrungs- und Genußmittel, sowie Vor- 
schriften für das Personal im Verkehr mit Nahrungs- 
und Genußmitteln und für das Publikum. 

Lebensmittel im Sinne dieser Bestimmungen 
sind alle Stoffe, einschließlich Rohstoffe, die dazu 
bestimmt sind, in unverändertem oder zubereitetem. 
oder verarbeitetem Zustande von Menschen gegessen 
oder getrunken zu werden, soweit sie nicht überwie- 
gend zur Beseitigung, Linderung oder Verhütung von 
Krankheiten bestimmt sind. Sind diese Stoffe also 
überwiegend zur Beseitigung, Linderung oder Ver- 
hütunge von Krankheiten bestimmt, so gelten sie, 
wenn alle drei Fälle zutreffen, als Arzneimittel im 
weiteren Sinne, wenn nur die beiden ersten Fälle zu- 
treffen, als Heilmittel, und sind konzessions- 
pflichtig. Bei der Aufnahme solcher Artikel ist 
daher Vorsicht vor einem Verstoß gegen des Gesetz 
geboten. Den Lebensmitteln stehen gleich: Tabak, 
tabakhaltige und tabakähnliche Erzeugnisse, die zum 
Rauchen, Kauen oder Schnupfen bestimmt sind. 

1. Die für den Lebensmitteleinzelhandel wichtigste 
Bestimmung ist das Verbot, verdorbene, nachge- 
machte oder verfälschte Lebensmittel ohne ausrei- 
chende Kenntlichmachung anzubieten, feilzuhalten, 
zu verkaufen oder sonst in den Verkehr zu bringen. 
Das Verbot gilt jedoch selbst bei ausreichender 
Kenntlichmachung für diejenigen Lebensmittel, die 
der Senat in dieser Hinsicht in den entsprechenden: 
Ausführungsbestimmungen gekennzeichnet hat. Sol- 
che Ausführungsbestimmungen für die einzelnen 
lebensmittel, wobei ungefähr 60 Verordnungen in 
Frage kommen dürften, sind erst zum geringen Teil 
ergangen, und zwar bestehen solche bisher vor allem 
für Speisefette und Speiseöle, mit Farbstoffen oder 
Konservierunesmitteln behandelte Artikel, für Brannt- 
wein, Honig und Kunsthonig, Milch und Molkerei- 


Der Verein fordert alle Mitglieder zur tätigen Mitarbeit an diesem Blatt auf. Einsendungen 
nur an die Geschäftsstelle des Vereins der Kolonialwarenhändler, Danzig, Langgasse 43— 4511. 
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produkte, sowie für Fleisch- und Mehlwaren. Aus 
den darin enthaltenen Vorschriften geht im einzelnen 
hervor, unter welchen Voraussetzungen der Artikel 
als verdorben, nachgemacht oder verfälscht unter das 
Verbot fällt. In solchen Fällen darf also der Kauf- 
mann selbst dann nicht den Artikel anbieten, feil- 
halten, verkaufen oder sonst in den Verkehr bringen, 
wenn er ihn ausdrücklich als verdorben, nachgemacht 
oder verfälscht bezeichnet. 

Wann ist nun eine Ware verdorben, nachgemacht 
oder verfälscht? ; 

Verdorben ist ein Lebensmittel dann, wenn unter 
dem Einfluß natürlicher Faktoren, wie der 
Zeit, Temperatur, Feuchtigkeit. durch Licht, Mikro- 
organismen, unsachgemäßer Aufbewahrung oder Ver- 
unreinigung eine Aenderung seiner normalen oder 
ursprünglichen Zusammensetzung, der ursprünglichen 
oder normalen Eigenart oder des Nähr- oder Ge- 
brauchswertes erfolgt ist, die es zum Genuß oder 
Gebrauch ungeeignet macht. Die Veränderung muß 
also im Gegensatz zur Nachmachung oder Verfäl- 
schung durch die Natur oder natürliche Umstände, 
nicht aber durch Menschenhand erfolgt sein und die 
Ungeeignetheit zum Genuß oder Gebrauch verur- 
sachen. Der Begriff der Verdorbenheit im Sinne des 
Lebensmittelgesetzes deckt sich nicht mit dem ge- 
meinüblichen Begriff des Verdorbenseins, wohl aber 
vielfach mit dem erheblicher Minderwertigkeit oder 
bedingter Tauglichkeit. Er deckt sich vor allem nicht 
mit dem der Gesundheitsschädlichkeit, ist 
vielmehr weiter. Auch hier ist die Abweichung von 
der handelsüblichen (normalen) Beschaffenheit aus- 
schlaggebend. Da insbesondere der Begriff „Unge- 
eignetheit“ sehr weit und dehnbar, Fahrlässigkeit 
bereits strafbar und die Hauptursache, die Ware 
rasch zum Verderben zu bringen, Unsauberkeit und 
mangelhafte Aufbewahrung ist, ist es die oberste 
Pflicht eines jeden Lebensmittelkauf- 
manns, in erster Linie auf größte Sauberkeit 
zu achten. 

Nachgemacht ist ein Lebensmittel dann, wenn es 
so hergerichtet ist, daß es als ein anderes Er- 
zeugnis erscheint, als es in Wirklichkeit ist, und 
dadurch nur den Schein, aber nicht die tatsächliche 
Zusammensetzung, die wirkliche Eigenart oder den 
tatsächlichen Nähr- oder Gebrauchswert des rich- 
tigen Erzeugnisses besitzt. 

Verfälscht ist ein Lebensmittel dann, wenn mit 
ihm eine Aenderung vorgenommen worden ist, die 
auf die tatsächliche Zusammensetzung, die wirk- 
liche Eigenart. oder den wirklichen Nähr- oder Ge- 
brauchswert’‘ Einfluß hat, oder wenn eine Aenderung 
erfolgt ist, die darauf ausgeht, die tatsächliche Zu- 
sammensetzung, die wirkliche Eigenart oder den wirk- 
lichen Nähr- oder Gebrauchswert zu verheimlichen. 
Eine solche Aenderung kann insbesondere darin be- 
stehen, daß dem Lebensmittel irgend ein Körper zu- 
gesetzt worden ist, der die Zusammensetzung, Eigen- 
art oder den Nähr- oder Gebrauchswert verändert 
oder die Zusammensetzung, den Wert oder die Eigen- 
schaft beeinflußt. Die Verfälschung ist auch dann 
gegeben, wenn der Zusatz nicht gesundheitsschädlich 
oder von nicht geringerem Nähr- oder Gebrauchswert 
sein sollte, oder ihm im ganzen oder zu einem Teile 
irgend ein Bestandteil abgenommen worden ist, der 
über die Zusammensetzung, die Eigenschaft oder dem 
Nähr- oder Gebrauchswert entscheidet. Eine strafbare 
Aenderung kann ferner darin zu erblicken sein, daß 
bei dem Lebensmittel durch Mischung, Färbung 
oder Pulverisierung die Zusammensetzung, Eigenart 
oder ‚der Nähr- oder Gebrauchswert verheimlicht 
wird. Eine Ausnahme in dieser Beziehung bildet 


jedoch eine solche äußere Art und Weise der Kon- 
servierung eines Nahrungsmittels, bei der das Konser- 
vierungsmittel vor Gebrauch dieses Artikels 'beseitigt 
werden muß, entweder mechanisch oder durch Ein- 
weichung in Wasser oder auf irgend eine andere 
Art und Weise. Die Art und Weise der Beseitigung 
des Konservierungsmittels muß jedoch auf der Ver- 
packung des Nahrungsmittels durch- Aufdruck an- 
gegeben sein. 

Den beiden Begriffen „nachgemacht“ und ayer- 
fälscht“ ist. gemeinsam, daß eine vorsätzliche oder 
fahrlässige Einwirkung auf die Ware durch mensch- 
liche Tätigkeit erfolgt ist — im Gegensatz zu 
der durch natürliche Einflüsse ,verdorbenen“ Ware. 
Die „nachgemachte“ Ware unterscheidet sich jedoch 
von der „verfälschten“ dadurch, daß sie von vorn- 
herein eine unechte, der echten lediglich nach- 
gebildete Ware ist, während die verfälschte Ware 
zwar echt ist, aber in ihrer Zusammensetzung durch 
einen Zusatz oder einen Entzug geändert worden ist. 
Es kommt hierbei nicht darauf an, daß die zum 
Nachmachen verwendeten Stoffe an Wert hinter dem 
der echten Ware zurückbleiben. Ebenso unerheblich 
ist der Zweck, dem jene Stoffe vorher dienten. Des- 
halb kann auch strafbare Nachmachung dadurch 
begangen werden, daß bereits im Verkehr befindliche 
unechte, d. h. nachgemachte oder verfälschte Ware 
verändert wird. Immerhin muß aber die nachge- 
machte Ware dem Original in einem Maße ähnlich 
sehen, daß die Unterschiede nur bei Anwendung 
eines höheren Grades von Aufmerksamkeit, als bei 
dem üblichen Geschäftsverkehr angewendet zu werden 
pflegt, zu erkennen sind. 

Ueber die allgemeine Sorgfalt bei der Prüfung ` 
der Eigenschaften der verkauften Lebensmittel sind 
noch einige Worte zu sagen. Es ist an sich eine 
Selbstverständlichkeit, daß ein berufsständiger Le- 
bensmittelkaufmann, der seine Aufgabe als Lebens- 
mittelverteiler und damit als Treuhänder lebens- 
wichtiger Volksgüter erkannt hat, es unter seiner 
Würde halten wird, ein als verdorben erkanntes 
Lebensmittel als »vollwertig zu verkaufen. Möglich 
ist es aber immerhin, daß er ein verdorbenes Lebens- 
mittel unbewußt als solches in den Verkehr bringt: 
Es liegt sodann eine sogenannte „Fahrlässigkeit“ 
vor und auch diese ist strafbar. Bei fahrlässigen 
Handlungen tritt nach den Bestimmungen des Le-' 
bensmittelgesetzes Geldstrafe bis zu G 300,— oder“ 
entsprechende Haft ein. reS 

Was ist nun „fahrlässig“? Es sollte Pflicht eines 


jeden Lebensmittelkaufmanns sein, sich darüber Klar- ` 


heit zu verschaffen, was das Gesetz und die Gerichte: 
unter dem Begriff „Fahrlässigkeit“ verstehen. Nach 
Ansicht des Reichsgerichts handelt derjenige fahr- 
lässig, der bei Anwendung einer Sorgfalt, die ihm 
nach den Umständen des Falles und nach seinen 
persönlichen Kenntnissen und Fähigkeiten billiger- 
weise zugemutet werden konnte, den Verlauf seiner 
Handlung bis zu ihren vom Strafgesetz festgesetzten 
Erfolg hätte voraussehen können, jedoch infolge 
Außerachtlassung jeder Sorgfalt zu dieser Voraus- 
sicht und Erkenntnis nicht gelangt ist. Fahrlässig 
handelt ferner derjenige, der den Verlauf der Hand- 
lung nach ihren Erfolg zwar als möglich vorausge- 
sehen, aber darauf vertraut hat, daß der Erfolg nicht 
eintrete. Ob im Einzelfalle die erste Art der soge- 
nannten unbewußten oder die zweite Art der soge- 
nannten bewußten Fahrlässigkeit gegeben ist, ist für 
die Strafbarkeit als solche belanglos und‘ hat nur" 
Einfluß auf die Höhe der Strafe. 

Um sich vor einer Bestrafung wegen. Fahrlässi - 
keit zu schützen, muß der Lebensmittelkaufmänn die 
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Ware vor dem Verkauf im allgemeinen prüfen. Zu der 
Frage, ob jedes einzelne Stück oder jeder 
einzelne Posten der Ware geprüft werden 
muß, hat das Kammergericht zu Berlin dahin ent- 
schieden, daß auch in den kleineren Geschäften eine 
eingehende Prüfung der Lebensmittel nicht ge- 
fordert werden könne, doch müsse eine allgemeine 
Prüfung durchgeführt werden. Danach kann von 
einem Einzelhändler nicht verlangt werden, daß er 
jedes einzelne Stück einer ihm verpackt gelieferten 
Ware (z. B. Margarine) auspackt und nachprüft, viel- 
mehr kann er sich auf mehr oder weniger häufige 
Stichproben, je nach der Zuverlässigkeit seines Lie- 
feranten, beschränken. Er mußjedoch bestraft werden, 
wenn er überhaupt keine Prüfung vornimmt. Der Um- 
fang der Prüfung hängt natürlich auch von der Art 
der Ware selbst ab, z. B. ob sie durch Witterungs- 
einflüsse oder durch Lagerung sich leicht verändern 
oder verderben kann (z. B. alle Mühlenfabrikate, 
Zuckerwaren, Eier, Sauerkohl, Gurken, Frischobst). 
Bei solchen Waren ist naturgemäß die allergrößte 
Vorsicht geboten und dringend zu raten, lieber einmal 
mehr als zu wenig sich vor dem Verkauf davon zu 
überzeugen, daß die Ware unbedingt einwandfrei ist. 
Bei Konserven wird man vom Einzelhändler im Ge- 
gensatz zum Konservengroßhändler die Vornahme von 
Stichproben durch Oeffnen einiger Dosen nicht ver- 
langen können, es sei denn, daß der äußere Zustand, 
z. B. die Plombierung der Dosendeckel und -Böden 
oder andere Umstände (z. B. ungewöhnlich niedrige 
Preise) den Verdacht der Minderwertigkeit nahe- 
legen. 

Es ist ein weit verbreiteter Irrtum zu glauben, 
daß der Kaufmann sich nicht strafbar mache, wenn 
er. bei dem Verkauf des Lebensmittels angenommen 
hat, der Kunde werde das Lebensmittel vor dem 
Genuß, z. B. durch starkes Abkochen, unschädlich 
machen. Ja selbst die ausdrückliche Mitteilung an. 
den Käufer, daß die Unschädlichmachung vor dem Ge- 
nuß notwendig sei, oder gar eine: diesbezügliche Verein- 
barung zwischen Kaufmann und Kunde befreit jenen 
nicht vor der Strafe. Auch kommt es nicht darauf 
an, daß eine Gesundheitsschädigung ohne Wissen 
des Täters tatsächlich nicht eingetreten oder wieder 
beseitigt war. Ein ebenso weit verbreiteter Irrtum, 
besonders unter den mit den Gesetzen weniger ver- 
trauten Kleingewerbetreibenden, ist der, daß sie glau- 
ben, sie könnten für etwas nicht bestraft werden, das 
allgemein geübt wird und dessen Strafbarkeit ihnen 
nicht bekannt war. Unkenntnis der gesetzlichen Be- 
stimmungen schützt nicht vor Strafe. Jeder Irrtum 
des Kaufmanns, auch wenn er nicht Fachmann ist, 
darüber, daß er durch die Verwirklichung eines mit 
Strafe bedrohten Tatumstandes das Lebensmittel- 
gesetz oder eine Polizeiverordnung verletzt, macht 
ihn nicht straffrei. 

2. Neben dem im vorstehenden behandelten Ver- 
bot des Verkaufs verdorbener, nachgemachter oder 
verfälschter Lebensmittel enthält das Lebensmittel- 
gesetz noch eine zweite wichtige Vorschrift: Der 
Lebensmittelkaufmann darf seine Ware nicht unter 


DWz 


8. Februar 1935 


einer irreführenden Bezeichnung, Angabe oder Auf- 
machung anbieten, zum Verkauf vorrätig halten, feil- 
halten, verkaufen oder sonst in den Verkehr bringen. 

Was ist hierbei unter „irreführender Be- 
zeichnung“ zu verstehen? Nach dem Gesetz werden 
Lebensmittel dann als falsch bezeichnet angesehen, 
wenn sie in einer Weise in den Verkehr gebracht 
sind, die den Abnehmer (Kunden) hinsichtlich des 
Ortes, der Zeit und des Verfahrens der Erzeugung, 
der Zusammensetzung, der Eigenart, Beschaffenheit 
oder des Nähr- oder Gebrauchswertes irreführen 
kann. Ein Lebensmittel ist ferner irreführend be- 
zeichnet, wenn es unter einem Namen in den Verkehr 
gebracht wird, der einem anderen Erzeugnisse zu- 
kommt, oder wenn die auf den Verpackungen oder 
Etiketten befindlichen Bezeichnungen oder Auf- 
schriften hinsichtlich der Bestandteile, der Eigen- 
schaften, der Beschaffenheit oder des Werts in 
irgend einer Beziehung falsch sind oder irreführend 
sein können. Ein Lebensmittel fällt jedoch nicht 
unter dem Begriff der irreführenden Bezeichnung und 
kann daher nicht beanstandet werden, wenn die 
Bezeichnung für den betreffenden Gegenstand allge- 
mein im Gebrauch ist und außerdem ihm die Bezeich- 
nung nicht zum Zwecke der Irreführung verliehen 
worden ist. 

Ein Musterbeispiel für die falsche und daher straf- 
bare Anwendung einer Warenbezeichnung ist die vom 
Kaufmann so benannte und unter dieser Bezeichnung 
verkaufte „Kaffeemischung“, die in Wirklichkeit eine 
Mischung mit Gerste ist. Nach dem Gerichtsurteil 
kann unter „Kaffeemischung“ nur eine Mischung von 
verschiedenen Sorten Kaffee verstanden werden. 
Wenn ein Kaufmann Gerste und Kaffee miteinander 
vermische, so könnte er dies nur unter der Bezeich- 
nung .„Kaffee-Ersatz-Mischung“ in den Handel brin- 
gen. Ebenso liegt eine Irreführung vor, wenn aus- 
ländischer Honig vom Verkäufer als inländischer 
Honig bezeichnet wird, wenn es auch nicht als han- 
delsüblich anzusehen ist, daß ausländischer Bienen- 
honig als solcher bezeichnet werden muß (Industrie- 
und Handelskammer Berlin C 528/26 — XII A 4). 
Verlangt ein Kunde Weinessig und erhält er statt 
dessen gewöhnlichen Essig, so kann der Verkäufer 


‚auf Grund der vorher genannten Bestimmung bestraft 


werden, selbst wenn er sich über den Unterschied. 
der beiden Warenbezeichnungen nicht im klaren war 
und auch nur den niedrigeren Preis für gewöhnlichen 
Essig verlangt hatte. Ueber unzutreffende Waren- 
bezeichnungen im einzelnen und über den Schutz 
vor Nahrungsmittelfälschungen soll in einer späteren 
Abhandlung die Rede sein. 


Nachdem wir uns nunmehr mit den hauptsäch- 
lichsten. gesetzlichen Bestimmungen, die jeder Le- 
bensmittelkaufmann kennen muß, vertraut 
gemacht haben, sollen im folgenden die wichtigsten. 
Nahrungs- und Genußmittel besprochen werden. Hier- 
bei sind insbesondere die Richtlinien zugrundegelegt, 
die die.Polizeibeamten bei der Ausübung der Lebens- 
mittelkontrolle befolgen. (Fortsetzung folgt.) 


Verkauf Danziger Erzeugnisse. 


Der Nationalsozialismus hat uns mit der politi- 
schen Forderung der Gleichberechtigung den Begriff 
der „politischen Ehre“ geschenkt. Hiermit ist innen- 
politisch gleichlaufend der Kampf der Deutschen 
Arbeitsfront um die Schaffung der „sozialen Ehre“ 
aller Berufstätigen. Aber auch auf dem weiten Ge- 
biete der Wirtschaft gilt es, den Begriff der ‚„wirt- 
schaftlichen Ehre“ neu zu schaffen. ` 


Zur Verwirklichung dieses nationalsozialistischen 
Gedankengutes gehört auf wirtschaftlichem Gebiet, 
daß mit den ungesunden und unlauteren Wettbe- 
werbsmethoden im Handel aufgeräumt wird. Der an 
sich naturgegebene Kampf der Wettbewerber soll 
allmählich aus dem Sumpf der Anreißermethoden, 
wie Zugaben, Rabatte und Preisschleuderei, heraus 
auf eine Ebene gehoben werden, auf der nur noch die 
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ehrlichen Waffen im Sinne des Qualitätsprinzips ge- 
duldet werden. Nicht der billigere Preis, sondern 
die bessere Qualität, nicht die Zugabe oder der 
Rabatt, sondern die persönliche Art der individuellen 
Bedienung soll das kaufende Publikum in einem 
Treueverhältnis an seinen Kaufmann binden. 

Zur Förderung dieses Qualitätsgedankens, und ins- 
besondere zur Förderung der Danziger Qualitäts- 
‚arbeit hat nunmehr der "Senat eine Verordnung er- 
lassen, die wir hiermit unseren Mitgliedern ausdrück- 
lich bekannt geben. Danach müssen in Danzig her- 
gestellte und zum Verkauf im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig bestimmte Waren besonders gekenn- 
zeichnet werden. Wer Danziger Waren verkauft, die 
nicht in der vorgesehenen Weise gekennzeichnet sind, 
oder nicht in Danzig erzeugteWaren so kenn- 
zeichnet, daß der Eindruck der Herstellung in 
Danzig erweckt wird, kann auf Antrag der Industrie- 
und Handelskammer bestraft werden. Wir bitten die 
Mitglieder des Vereins der Kolonialwarenhändler 
Danzig dringend, sich den Inhalt dieser Verordnung 
zu eigen zu machen und den darin enthaltenen Ge- 
danken durch die eigene Tat zu fördern. 

Die Verordnung hat folgenden Wortlaut: 

Sar 


Im Gebiet der Freien Stadt Danzig hergestellte 


Achtung ! 


` Wir machen die Mitglieder des Vereins der Kolo- 
nialwarenhändler Danzig, die einen Ausschank haben, 
darauf aufmerksam, daß nach einer bereits in Kraft 
getretenen, Polizeiverordnung in den Räumen, in 
denen Bier zum Ausschank gelangt, ein Verzeichnis 
an. leicht sichtbarer Stelle ausgehängt werden muß. 
Das Verzeichnis muß angeben: 1. Die Maße, in denen 
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Waren, die im Inland zum Verkauf gestellt werden, 
sind besonders zu kennzeichnen. 


§ 2 

in Danzig hergestellte Waren zum Verkauf 
ohne die Ware in der vorgesehenen Weise zu 
wer Ware, die nicht im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig hėrgestellt ist, in einer 
Weise kennzeichnet, die auf Grund dieser Verord- 
nung Waren vorbehalten ist, die in Danzig hergestellt 
sind, wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit 
einer dieser beiden Strafen bestraft. i 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Industrie- 
und Handelskammer zu Danzig oder des Senats ein. 


$3 

Die Ausführungs- und Uebergangsbestimmungen 
erläßt der Senat. Dieser kann auch von der Kenn- 
zeichnungspflicht Ausnahmen zulassen. 

Der Senat kann die Ausübung der auf Grund: 
dieser Verordnung oder von Ausführungs- oder Ueber- 
gangsbestimmunge n ihm zustehenden Befugnisse einer 
von ihm zu benennenden Stelle übertragen. 


Wer 
stellt, 
kennzeichnen, oder 


Ss 4 
Die Verordnung tritt am 1. April 1935 in Kraft. 


Schankbesitzer! 


die Biere zum Ausschank kommen, 2. die Preise, 
nach Zwanzigstelliter berechnet, und 3. die Brau- 
stellen des Bieres. Jede Reklame für Bier auf 
Plakaten, Bieruntersätzen und dergleichen muß die 
volle Firma der Brauerei, sowie den Herstellungsorb 
des zum Ausschank gelangenden Bieres enthalten. 


Steuererklärungen 1935. 


‘ Es wird vielen Gewerbetreibenden, auch aus den 
Kreisen unserer Mitglieder, nicht bekannt sein, daß 
ihre Steuererklärungen (Selbsteinschätzungen) bis 
zum 15. Februar 1935 beim Steueramt einzureichen 
sind. Buchführende Betriebe dürfen, falls die Ab- 
schlüsse bis zu diesem Termin nicht fertiggestellt 
werden können, eine Nachfrist bis zum 15. März 1935 
beim Steueramt mit stichhaltiger Begründung be- 
antragen. 

Wir machen unsere Mitglieder bei dieser Ge- 
legenheit darauf aufmerksam, daß auf Grund des 
8.157 des Steuergrundgesetzes alle Gewerbetreibenden 
für die Zwecke der Umsatzsteuer verpflichtet 
sind, zur Feststellung der vereinnahmten Entgelte 
Aufzeichnungen zumachen. Diese Pflicht trifft 
auch die kleineren Gewerbetreibenden. Nur für die 
kleinsten Gewerbebetriebe, sind gewisse Milderungen 
der Aufzeichnungspflicht vorgesehen. 

Sind die vorhandenen Aufzeichnungen jedoch für 
den behaupteten Umsatz und Gewinn nach den An- 
forderungen des Steueramts nicht beweiskräftig, so 
wird der betreffende Gewerbebetrieb eingeschätzt. 
Das Ergebnis einer solchen Schätzung wird in den 
meisten Fällen unbefriedigend sein. 


I 


` Mit Wirkung vom 2. Februar 1935 hat der Senat 
durch den Marktbeauftragten des Kartoffelversor- 


gungsverbandes der Freien Stadt Danzig folgende . 


Preise für Kartoffeln festgesetzt: 
Der Einkaufspreis für den Großhandel 
bei Bahnlieferungen frei Waggon Danzig 


Es ist daher mit Rücksicht auf die gesetzliche 
Pflicht wie auch im eigensten Interesse eines jeden 
Geschäftsinhabers erforderlich, daß er sich für das 
neue Steuerjahr eine zweckentsprechende Buch- 
führung einrichtet, soweit dies noch nicht ge- 
schehen ist. Auch die kleinsten Betriebe können diese 
Einrichtung mit ganz geringen Kosten vornehmen. 
Es wird für diese Betriebe genügen, Aufzeichnungen 
ihrer sämtlichen Einnahmen und Ausgaben fürWaren ° 
und Geschäftsunkosten bilanzmäßig gegenüber zu 
stellen. Die Belege für alle getätigten Zahlungen sind 
geordnet aufzuheben, um so bei einer Prüfung als 
Beweismittel anerkannt zu werden. Es genügt nicht, 
wie es bisher oft gemacht wurde, nur die Einnahmen 


in ein Heft einzutragen. 

Wer sich einer Fachberatung bedienen will, wende - 
sich an einen vom Steueramt für diese Arbeiten an- 
erkannten Steuerberater. 

Zur Einrichtung einer zweckmäßigen Buchfüh- 
rung erhalten Mitglieder des Vereins der Kolonial- 
warenhändler Danzig auf der Geschäftsstelle Danzig, 
‚ Langgasse 43/45 II, die erforderliche Anleitung. ` 


Festpreise für Kartoffeln. 


oder bei Fuhrenanlieferungen rei Tager = : 
f abe i 1,95. G: 


Dee beträgt 

Der Einkaufspreis für den Kleinhändler 
ab Lager oder Waggon des manziger Groß- $ 
händlers beträgt . { A BP URLE 7 
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Der Einkaufspreis für den Kleinhändler 
bei Lieferung frei Haus des Danziger Klein- 


händlers beträgt . 2,35 G. 
Der Abgabepreis an den Verbraucher 

für Mengen von 1 Zentner aufwärts frei 

Haus beträgt . 2,65 G. 
Die Preise verstehen sich per 50 kg und sind 

Festpreise, die weder über-, noch unter- 


schritten werden dürfen. Bei pfundweiser Ab- 
gabe von Kartoffeln beträgt der Verbraucherpreis 
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sowohl in den Verkaufsstellen als auch von umher- 
ziehenden Händlerwagen in den Straßen 3 P per 
Pfund. Der Bauer ist verpflichtet, nur einwandfreie 
Speisekartoffeln (Qualitätsware) zu liefern. Unsor- 
tierte Kartoffeln sind vom Handel ausdrücklich aus- 


geschlossen. 
Nach Einführung der Festpreise wird jede be- 
kanntgewordene Zuwiderhandlung unnachsichtlich 


mit Ordnungsstrafe belegt. Im Wiederholungsfalle 
wird die Entziehung der Handelserlaubnis beim Po- 
lizeipräsidenten beantragt werden. 


Stimmen des @inzelhjiandels. 


(Für diese Rubrik übernimmt die Redaktion nur die Verantwortung für die Form, nicht für den Inhalt.) 


Was wurde im Hauptgeschäftsmonat des Lebens- 
mittelhandels besonders beobachtet, und welche 
Abhilfe darf der Einzelhandel erwarten? 


Unsere Regierung hatte in der guten Absicht, 
einem größeren Kreise des gewerblichen Mittelstandes 
zum Weihnachtsfest eine Verdienstmöglichkeit zu 
geben, den Verkauf von Artikeln des täglichen Be- 
darfs in Form eines Weihnachtsmarktes auf öffent- 
lichen Plätzen freigegeben. Es hat sich aber gezeigt, 
daß dieser Warenmarkt weder die Erwartungen der 
Beschicker der Märkte auf einen lohnenden Ertrag 
erfüllt, noch sich im allgemeinen zum Wohle. des 
Einzelhandels entwickelt hat. Was erwartete man 
von diesem Weihnachtsmarkt, und was wurde hier 
geboten? Sind Schieß- und Würfelbuden Weihnachts- 
marktwaren, oder gehören sie nicht vielmehr auf den 
Dominik? Zu diesen Schießständen gesellten sich 
dann noch einige Marzipan- und Zuckerwarenher- 
steller, die ihre Erzeugnisse vor den Augen des Pub- 
likums anfertigten. Die Preise für diese Erzeugnisse 
bewerteten dann auch die Qualitäten dieser Waren, 
und die Käufer gingen beglückt von dannen in dem 
Glauben, einmal recht billig eingekauft zu haben. 


Außerdem sah man einige Stände mit Pfeffer- 
kuchen, ihre Zahl war ebenfalls gering, wohl in der 
Erkenntnis, daß der Umsatz nicht lohnend sein 
könnte, da all diese Waren in den Lebensmittel- 
geschäften erhältlich sind. Die Umsätze sind dann 
auch nicht bedeutend gewesen. 

Für den Einzelhandel jedoch, der alle Artikel für 
den Weihnachtstisch führt, wie Pfefferkuchen, Zucker- 
waren, Marzipan und andere Süßigkeiten sowie alle 
Sorten von Nüssen in nur bester Qualität, hat dieser 
Markthandel einen entsprechenden Abbruch im Um- 
satz zur Folge gehabt. Besonders einschneidend 
waren für dieLadengeschäfte die Auswirkungen durch 
den Verkauf von Nüssen und Feigen auf den 
öffentlichen Märkten, zumal es sich hierbei um eine 
Neuerscheinung handelt, die bisher nicht ge- 
wesenist. Es ist festgestellt worden, daß dadurch 
in den Ladengeschäften trotz vorsichtigster Disposi- 
tion im Einkauf diese Artikel nicht voll abgesetzt 
werden konnten. 

Es besteht nunmehr die Frage, ob es im Sinne 
der Gesundung des Einzelhandels wie auch des Groß- 
handels liegt, neue Kreise, die bisher keinen Absatz 
für Nüsse hatten, vielleicht auch noch nie damit 
gehandelt hatten, heranzuziehen, und diesen Artikel 
über den ambulanten Handel zu Preisen auf den 


Markt zu bringen, zu denen der Ladenhändler ein- 
kaufen mußte. Es handelt sich hierbei um Groß- 
handelsbetriebe einerseits und Marktbeschicker an- 
dererseits. Auch dürfte hierbei ein Verstoß gegen die 
Verordnung zum Schutze des Einzelhandels vorliegen, 
da das Verbot der Erric htung von Verkaufsstellen 
und der Ausdehnung des V erkaufs auf andere Waren 
ausdrücklich im Falle von Lebensmitteln auf den 
Straßen-, Hausier- und Markthandel ausgedehnt ist. 

Der Verkauf von Feigen dürfte vom Gesundheits- 
standpunkt aus gesehen, ebenfalls auf dem offenen. 
Markt nicht zulässig sein, wo insbesondere bei dem 
diesjährigen milden Wetter Nässe, Ruß und Staub 
auf die Ware herabfällt und diese mit allen mög- 
lichen Krankheitskeimen behaftet wird. Die Erfah- 
rung lehrt, daß diese Ware vom Publikum, ohne daß 
eine Reinigung derselben erfolgt, geschweige denn 
möglich ist, verzehrt wird. 

Der Lebensmitteleinzelhändler ringt schwer um 
seine Existenz und die Umsätze reichen bei vielen 
nicht einmal zur bescheidensten Lebensführung aus, 
selbst wenn sie sich von früh bis spät abmühen. Es 
dürfte hier der Wunsch ausgesprochen werden: Laßt 
dem Lebensmittelkaufmann was des Lebensmittel- 
kaufmanns ist! 

Wie sieht es nun bei dem Großhandel und dem 
Fabrikanten aus? Begegnet man hier nicht auch noch 
immer dem Grundsatz: Verkaufen um jeden Preis 
und an Jeden, unter Ausschaltung der berufenen 
Einzelhändler. Hierfür sind noch keine Schranken 
gezogen. Sollte nicht auch hier der Gedanke Wirk- 
lichkeit werden können: Der Fabrikant ver- 
kauft an den Großhandel, der Großhandel 
an den Kleinhandel, und der Kleinhandel 
ohne Ausnahme an alle Verbraucher. Sind 
nicht noch immer so häufig die Erzeuger bestrebt, 
ihre Erzeugnisse direkt an den Verbraucher zu ver- 
kaufen, ohne sich des Kleinhandels zu bedienen, der 
gerade in unserem neuen Staatsleben seinen Platz 
auszufüllen hat und immer der berufene Verteiler 
aller Produkte an das Publikum gewesen ist? Die 
Verkennung dieser Aufgabe oder gerade die absicht- 
liche Beseitigung dieser natürlichen Schranken durch 
den Liberalismus haben das ihrige zur Vernichtung 
des gewerblichen Mittelstandes beigetragen. Wir 
werden daher bestrebt sein müssen, diese natürlichen 
Grenzen mit dem Ziele der Ordnung der Wirtschaft 
aufzurichten. Doch dazu bedarf es der Hilfe und der 
Führung durch unsere nationalsozialistische Re- 
gierung. W.N. 


Druck von A. Schroth, Danzig : 


